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I) Einleitung 

„Arm, alt, weiblich.“ titelte die Zeit-Online am 24.02.2012 und verwies somit auf das 

aktuelle Problem der Frauenaltersarmut
1
. Die recht drastische Formulierung der Autorin 

Tina Groll, wirft den Fokus auf eine Gruppe der Gesellschaft die nicht zwangsläufig mit 

Armut in Verbindung gebracht wird, da sie den überwiegenden Teil ihres Lebens damit 

verbringt zu arbeiten. Es ist von alleinstehenden, mit unsteten Erwerbsverläufen 

versehenen, älteren Frauen die Rede.  

Sozialpolitische und gesellschaftspolitische Relevanz erhält dieses Thema, durch die 

Tatsache häufig ein Leben lang gearbeitet zu haben und trotzdem kein ausreichendes 

Alterseinkommen zur Verfügung zu haben. Vor diesem Problemhintergrund, wurde 

durch die CDU/CSU und der FDP 2009 im Koalitionsvertrag die Agenda „Kampf 

gegen Altersarmut“ einberufen. Mit der Einführung der Zuschussrente (2013), wurde 

nun ein Instrument entwickelt, welches zukünftig diesem Dilemma entgegenwirken soll.  

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich in diesem Zusammenhang mit der 

Auseinandersetzung von Frauenaltersarmut, typischen Erwerbsbiografien, speziell 

westdeutscher Frauen der Geburtsjahrgänge 1942-1961 und der im Regierungsdialog 

Rente implizierten Zuschussrente. Inhaltlich wird in dieser Hinsicht den Fragen 

nachgegangen, inwiefern die Zuschussrente als Instrument zur Armutsvermeidung im 

Alter dient und ob die typischen Erwerbsbiografien westdeutscher Frauen die 

Zugangsvoraussetzungen für die Zuschussrente erfüllen. Zunächst wird dabei auf das 

generelle Problem der Armut in (West-)Deutschland eingegangen. Ebenso werden 

verschiedene Definitionen und Ansätze in der Armutsforschung aufgegriffen (siehe 

Kapitel I). Das 2. Kapitel fokussiert schwerpunktmäßig die Stellung der Frau in der 

deutschen Gesellschaft. Typische Erwerbsbiografien und Rollenbilder von Frauen, 

sowie das spezielle Phänomen der Frauenaltersarmut werden hier näher erläutert. Das 

folgende Kapitel, gibt einen Überblick über das Gesetzliche 

Rentenversicherungssystem, da dieses als Hauptsäule der Altersvorsorge für 

westdeutsche Frauen gilt. Dabei wird neben der Charakteristik und der Berechnung der 

Rente, auch auf die Stellung der Frau im deutschen Rentenversicherungssystem 

hingewiesen (siehe Kapitel III). Das 4. Kapitel setzt sich mit dem Regierungsdialog 

Rente auseinander. Vordergründig wird hier die bereits erwähnte Zuschussrente 

                                                           
1
 Vgl. Groll T., (2012), o.O., o.S. 
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dargestellt und erläutert. Abschließend werden wichtige, den methodischen Teil 

betreffende, Thesen und Fragestellungen aufgeworfen. Diese werden anschließend 

(siehe Kapitel IV), durch die  Darstellung von Daten und Fakten, be- bzw. widerlegt. Im 

V Kapitel wird ein abschließendes Fazit gehalten.  

II) Theoretischer Hintergrund 

1. Die Armut in (West-)Deutschland
2 

Armut in (West-)Deutschland stellt seit jeher zwar kein übergroßes, jedoch stets 

vorhandenes Problem der Sozialpolitik dar. Waren es in den Nachkriegsjahren vor allem 

durch den Krieg betroffene Personen, betraf dieses Phänomen in den kommenden 

Jahrzehnten zum einen Rentner im allgemeinen (sog. Sozialrentner) und Ende der 60er 

und in den 70er Jahren erstmals im Besonderen ältere Frauen. Armutsfördernd wirkt 

sich seitdem, die Veränderung der bis dahin typischen Lebensläufe (siehe 2.2) und die 

Zunahme der Arbeitslosigkeit (speziell in den 80er Jahren bis heute) bzw. der 

unsicheren Beschäftigungsverhältnisse aus. Wobei sich seit der Wende die Zunahme 

von prekären und atypischen Beschäftigungsverhältnissen auf die gesamte 

Bundesrepublik ausdehnte. Die dabei grundlegende Aufgabe des Sozialstaates für 

Gleichheit und Sicherheit zu sorgen ist zwar immer noch prinzipiell vorhanden, jedoch 

treten beide Aspekte mehr und mehr in ein sich gegenseitig abschwächendes und 

konkurrierendes Verhältnis. Denn der Maßstab an den Sozial- und Wohlfahrtsstaat, 

allen seinen Bürgern viele gute Chancen und wenig Risiken zu bieten bleibt 

diesbezüglich ein Wunschtraum.
3
 

Die Wahrnehmung und Entwicklung von Armut in (West-)Deutschland, hat sich dabei 

über die Jahre hinweg ebenso verändert, wie ihr Auftreten. Als folgenschwer erweisen 

sich in diesem Zusammenhang die starren Strukturen der Sozialpolitik, z.B. hinsichtlich 

der traditionellen Stellung der Frau deren Rolle im gesellschaftlichen Gefüge zu wenig 

gefördert wird. Bereits Leibfried et al. (1995) haben festgestellt, dass Armut in seiner 

Entwicklung als dynamisches, und nicht statisches, Element zu verstehen ist, welches 

                                                           
2
 Anmerkung: die Entwicklung bezieht sich zunächst auf Westdeutschland, ab 1990 beziehen sich die   

Aussagen auf Gesamtdeutschland. 
3
 Vgl. Leibfried S., Leisering L., (1995), Frankfurt am Main, S. 28, 58. 
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sich seitdem nicht nur auf Randgruppen und sozial entgrenzte Individuen begrenzt,
4
 

sondern sich auf Großteile der Gesellschaft ausbreiten kann.
5
 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass Armutsdiskussionen in (West-) 

Deutschland seit der Nachkriegszeit ihre Berechtigung in der deutschen Politik haben. 

Dieser Tatsache wurde immer Rechnung getragen, jedoch hat sich in Folge der 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung der Armutsbegriff verändert und 

sein Erscheinen ist schwieriger wahrnehmbar geworden.
6
 Die zukünftigen 

Bestrebungen, um Armut zu verhindern, sollten allerdings zuallererst den 

gesellschaftspolitischen Wandel, wie z.B. die veränderte Stellung der Frau, oder 

arbeitsmarktpolitische Veränderungen einschließen.
7
 

1.1 Die unterschiedlichen Armutsdefinitionen 

1.1.1 Die Absolute und die relative Armut 

Um das Ausmaß und die Präsenz von Armut festzulegen, bedarf es einer genauen 

Definition dieser. Entscheidend ist dabei, die Festlegung entsprechender normativer und 

armutsrelevanter Bestimmungsgrößen. Grundsätzlich sollte dabei zunächst die 

Unterteilung in relative und absolute Armut vorgenommen werden (siehe Tab.1).
8
 

Tabelle1: Charakteristik relative und absolute Armut 

Relative Armut Absolute Armut 

-orientiert sich immer an aktuellen 

Entwicklungen, wie z.B. den derzeitigen 

Lebensstandard (ist abhängig von Raum 

und Zeit) 

-spiegelt ein Verhältnis wider  

-liegt dann vor, wenn das soziokulturelle 

Existenzminimum nicht erreicht wird 

-tritt in Wohlstandsgesellschaften auf 

-es fehlt an Gütern die der 

Existenzsicherung dienen, wie z. B. 

Nahrung, Kleidung 

-tritt vor allem in Entwicklungsländern 

auf (Dritte Welt) 

Quelle: Altersarmut als soziales Problem der Zukunft?, Deutsche Rentenversicherung 4/2008,  G.  

Bäcker, Duisburg, Seite 358. 

                                                           
4
 Vgl. Leibfried S., Leisering L., (1995), Frankfurt am Main, S. 293. 

5
 Vgl. Glotz P., (1984), Berlin, S. 294. 

6
 Vgl. Leibfried S., Leisering L., (1995), Frankfurt am Main S. 231, 301. 

7
 Vgl. Hockerts H., (2008), Bonn, S. 19. 

8
 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 357. 



4 
 

Für Deutschland gilt, in diesem Sinne, hauptsächlich das Phänomen der relativen 

Armut.
9
 Laut Definition sind demnach folgende Faktoren ausschlaggebend für das 

Vorhandensein von relativer Armut: Zum Einem das durchschnittliche 

Nationaleinkommen im Verhältnis zum unteren Teil der Einkommens- und 

Wohlstandspyramide
10

, und zum Anderen die Festlegung des soziokulturellen 

Existenzminimums. Die Darstellung des nationalen Durchschnittseinkommens stellt 

dabei eine weitaus einfachere Aufgabe dar. Die Darbietung des soziokulturellen 

Existenzminimums hinsichtlich Angemessenheitsfragen, wie: Bedarf es heutzutage 

einen Internetanschluss oder eines PKW?, stellen dabei weitaus schwierigere 

Interpretationen dar.
11

 

Die EU (1984) zeigt in Ihrer Definition von Armut, Hinweise dafür, was als 

Unterschreitung des soziokulturellen Existenzminimums zu bewerten sei. Dort heißt es: 

„Verarmte Personen sind Einzelpersonen, Familien oder Personengruppen, 

die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, 

dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat,  

in dem sie leben, als Minimum annehmbar sind.“
12

 

Besonders interessant sind in diesem Zusammenhang, die in der EU festgelegten 

Indikatoren zur Armut, die sog. Laeken-Indikatoren. Diese stellen Armut nicht nur in 

einer eindimensionalen Perspektive dar, sondern sehen in Armut ein multidimensionales 

Konstrukt. D.h. die zum Teil recht einkommenszentrierte Armutsberichterstattung wird 

durch weitere Aspekte, wie z.B. Bildung, Gesundheit, Arbeit, erweitert.
13

 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Festlegung von Armut bzw. 

Armutsschwellen stets normativen oder politischen Charakter haben. Die genauen 

Definitionen verschiedener Determinanten oder Konstrukte spielen dabei eine zentrale 

Rolle, wobei stets Spielraum vorhanden ist, um Armut verschiedenartig auszulegen und 

zu interpretieren. Das Einkommen spielt hinsichtlich der Bewertung von Armut eine 

zentrale, aber nicht ausschließliche, Rolle.
14

 Vor allem die Laeken-Indikatoren tragen 

dazu bei, Armut nicht ausschließlich auf das Einkommen zu reduzieren. Inwiefern der 

                                                           
9
 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 357. 

10
 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 358. 

11
 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 359. 

12
 Hradil S., (2001), Stuttgart, S. 242. 

13
 Vgl. Krause P., Ritz D., (2006), Berlin, S. 153. 

14
 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 358. 
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Sozialstaat selbst dazu beiträgt, Armut zu schaffen, liegt zum Teil an selbst 

geschaffenen Strukturen die nur kurz- bis mittelfristig Sicherheit und Gleichheit 

gewähren. Denn die armutsfördernden demographischen Entwicklungen in der BRD 

und die Zunahme der Arbeitslosigkeit sind keine Probleme die schlagartig auftraten.
15

  

1.1.2 Der Lebenslagen- und der Ressourcenansatz   

Die Klassifizierung von Armut lässt sich auch infolge weiterer Ansätze unterscheiden. 

Demnach existiert die Unterteilung in den Lebenslagen- und den Ressourcenansatz.
16

  

Der Lebenslagenansatz betrachtet in seinem Kern, den aktuellen Lebensstandard der 

betroffenen Person im Verhältnis zu Mindeststandards. Als schwierig erweist sich 

hierbei, die Festlegung was zum Mindeststandard gehört (bspw. Auto oder 

Internetanschluss).  Dabei ist vordergründig inwieweit Mindeststandards, in Form von 

Kleidung, Wohnraum, Nahrung etc., erreicht werden können. Nebenbei berücksichtigt 

dieser ebenso die Teilnahme der betroffenen Personen am kulturellen, politischen und 

gesellschaftlichen Leben.
17

 Seine offensichtliche und einseitige Orientierung am 

männlichen Ernährermodell ist dabei kritisch zu betrachten. Weniger in den Fokus 

rücken dabei, wichtige Gleichstellungsaspekte zwischen Mann und Frau.
18

 

Im Ressourcenansatz wird Armut als Unterausstattung mit ökonomischen Mitteln 

angesehen. Unter ökonomischen Mitteln, sind vor allem das Vorhandensein von 

Einkommen und Vermögen zu verstehen. Kompliziert gestaltet sich hierbei die 

Festlegung von Armutsgrenzen und –schwellen. Momentan gilt, wer weniger als 60% 

des nationalen Medianeinkommens verdient ist arm. Als Bezugsgröße kann in diesem 

Zusammenhang die Berechnung der bedarfsgewichteten Pro-Kopf-Einkommen 

angeführt werden. Dieses erlaubt Rückschlüsse darüber, wie viel Einkommen den 

einzelnen Haushalten mit den jeweiligen Familienmitgliedern zur Verfügung steht.
19

  

Zusammenfassend kann gesagt werden: Beide Ansätze stellen unterschiedliche  

Maßstäbe zur Beurteilung von Armut dar. Spielen im Lebenslagenansatz vordergründig 

Standards eine Rolle, welche sich auf Teilhabe am öffentlich-sozialen Leben 

                                                           
15

 Vgl. Leibfried S., Leisering L, (1995), Frankfurt am Main, S. 29. 
16

 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 358. 
17

 ebda. 
18

 Vgl. BMFSFJ, (2012), Berlin, S. 40. 
19

 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 360. 
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konzentrieren, so stellt der Ressourcenansatz die Wichtigkeit monetärer Aspekte in den 

Vordergrund. 

1.2 Armut- heute=Altersarmut? 

Das Auftreten von Armut in den heutigen Wohlstandsgesellschaften ist, lt. Bäcker 

(2008), ein Phänomen der relativen, und nicht absoluten, Armut. Relative Armut in 

Wohlstandsgesellschaften kennzeichnet sich durch, einer Nicht-Teilhabe am sozio-

kulturellen Leben und einem Netto-Durchschnittsverdienst von weniger als 60% des 

nationalen Medianeinkommens aus.
20

 Dabei muss festgehalten werden, dass sich Armut 

völlig unterschiedlich auf die einzelnen Altersgruppen verteilt, aber grundsätzlich in 

jeder Altersgruppe vorhanden ist.
21

 Die Armutsrisikoquote der gesamten Bevölkerung 

lag 2009 bei 15,5%.
22

 Der folgende Abschnitt handelt im speziellen von Altersarmut. 

Altersarmut im Vergleich zu anderen Armutsformen (z.B. Kinderarmut) bringt einen 

sehr spezifischen Handlungshintergrund mit sich, da die Möglichkeiten zur 

Aufstockung vorhandener Altersvorsorgeanwartschaften im Alter sehr begrenzt sind.
23

 

Seit der Jahrtausendwende ist die Altersarmutsquote, wenn auch nur verhalten, 

kontinuierlich gestiegen. Derzeit liegt sie in etwa bei 15%. Somit ist sie ebenso hoch, 

wie die Risikoquote für die Gesamtbevölkerung (siehe Abb.1).
24

  

 

Abbildung 1: Entwicklung der Armutsrisikoquote (Daten aus SOEP, eigene Darstellung).  

                                                           
20

 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 358. 
21

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011a), Berlin, S. 15. 
22

 Vgl. Statistisches Bundesamt, (2012), im Internet unter:     
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/L   

ebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Aktuell_Hauptindikatoren_SILC.html, Recherche am 15.04.2012. 
23

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011a), Berlin, S. 3. 
24

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011b), Berlin, S. 6 ff. 
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Wie sich diese Zahlen in Zukunft verändern werden lässt sich nur schwer vorhersagen, 

da die Entwicklung von vielen Einflussfaktoren (wie z.B. die Arbeitsmarktentwicklung 

oder die Demographie) abhängig ist. Gegenwärtig lassen sich nur folgende Trends 

erkennen, die auf ein Anwachsen der Altersarmut hindeuten:
25

  

1. Die Empfänger der 2003 eingeführten Grundsicherung im Alter, stiegen 

seitdem von 258.000 (2003) auf 400.000 Empfänger (2009) an.
26

 Diese 

Tatsache stellt eindeutig klar, dass die ausgezahlten Renten für einen 

bestimmten Anteil von Empfängern unzureichend sind.
27

 

2. Ein weiteres Indiz, welches die Wahrscheinlichkeit der Altersarmut 

erhöht, liegt in den sinkenden ausgezahlten Beträgen für Neurentner. 

Demnach sind die Rentenbeträge seit 1999 um ca. 20% gesunken. Nichts 

desto trotz, stellt die Gesetzliche Rentenversicherung weiterhin, die mit 

Abstand größte Säule der Altersvorsorge dar.
28

 Momentan beträgt die 

durchschnittliche Rente für einen Bestandsrentner ca. 1000€, für Neurentner 

lediglich 800€ (bezieht sich auf Männerrenten). Gleiche Entwicklungen 

ergeben sich jedoch auch bei den weiblichen Bestands- und Neurentnern.
29

 

Bestandsrentnerinnen in Westdeutschland erzielen derzeitig Renten in Höhe 

von 500€.
30

 

3. Ein dritter maßgeblicher Punkt, der sich auf die Höhe der individuellen 

Rentenbeträge auswirkt und somit das Risiko für Altersarmut erhöht, sind 

die vermehrt sowohl kurz- als auch längerfristig auftretenden atypischen 

bzw. prekären Beschäftigungsverhältnisse. Der zum Teil kurz- bis 

mittelfristige Reiz geringfügig oder in Teilzeit beschäftigt zu sein, aufgrund 

von Steuervergünstigungen oder der kostenlosen Mitversicherung in der 

Krankenversicherung des Ehepartners, wirkt sich im Alter alles andere als 

positiv auf die Höhe der Rente aus. Den vorläufig gilt immer noch, die Höhe 

der Rente stellt das Abbild der Erwerbsbiografie dar.
31

 

                                                           
25

 Vgl. Bäcker G., (2008), Duisburg, S. 357. 
26

 Anmerkung: zwar stieg auch die Anzahl an älteren Menschen in diesem Zeitraum, trotzdem ist ein 

deutlicher Anstieg zu erkennen. 
27

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011b), Berlin, S. 5. 
28

 Vgl. Bäcker G., (2008), S. 362. 
29

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011a), Berlin, S. 3. 
30

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011b), Berlin, S. 5. 
31

 Vgl. Bäcker G., (2011), Berlin, S. 3 ff. 
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4. Ein letzter Punkt, der sich schmälernd auf die Höhe der Rente auswirkt, 

liegt darin vorzeitig in den Ruhestand zu gehen. Dabei werden pro Monat 

den man frühzeitiger in Rente geht 0,3% abgeschlagen.
32

 Das derzeitige 

durchschnittliche Renteneintrittsalter liegt bei ca. 61 Jahren bei Frauen und 

etwa 62 Jahre bei Männern. Dabei werden sowohl bei männlichen als auch 

weiblichen Rentnern/innen Abschläge zwischen 10,5% und 14,5% auf die 

Rente akzeptiert (ausgehend vom 65.Lebensjahr als Renteneintritt).
33

 Wobei 

diesbezüglich unterschiedliche Gründe in Frage kommen (gesundheitliche 

wie auch betriebliche).   

Armut grundsätzlich als Altersarmut zu deklarieren wäre sicherlich falsch und zu weit 

gefasst, denn die Armutsquote bei den bis 17 Jährigen liegt um 2%-Punkte höher.
34

 

Jedoch darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Möglichkeiten im Alter Armut 

einzudämmen weitaus geringer sind.
35

  

2.Die Frauen in der Gesellschaft 

2.1 Die traditionellen Rollenbilder 

Die Darstellung der Frau in der deutschen Gesellschaft, so wie sie heute vorzufinden ist, 

entwickelte sich im Deutschen Kaiserreich. Vordergründig war, dass sich die Frauen 

zum Wohle der Kinder, vornehmlich um die Erziehung und Versorgung dieser 

kümmern sollten. Aus diesen Überlegungen entstand das zum Teil heute noch geltende 

Prinzip des „Ernährermodells“.
36

 

Die Leit- und Rollenvorstellung der Frau in Westdeutschland, war ebenso maßgeblich 

von der Trennung der Erwerbs- und „häuslichen Sphäre“ geprägt. Somit leistete auch 

die deutsche Nachkriegspolitik bzw. Gesetzgebung einen weiteren Beitrag zur 

Etablierung eines klassischen weiblichen Rollenbildes, nämlich dass, der sich um den 

Haushalt und Kinder kümmernden und lediglich Teilzeit- beschäftigten (Ehe-) Frau. 

                                                           
32

 Vgl. Gobel J., M. Grabka, (2011b), Berlin, S. 3. 
33

 Vgl. BMFSFJ (2011), Berlin, S. 135 ff. 
34

 Vgl. Statistisches Bundesamt, (2012), im Internet unter:     

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/L   

ebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Aktuell_Hauptindikatoren_SILC.html, Recherche am 15.04.2012 
35

 Vgl. Leibfried S., Leisering L, (1995), Frankfurt am Main, S. 122. 
36

 Vgl. Haerendel U. (2007), Berlin, S. 99. 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/L%20%20%20ebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Aktuell_Hauptindikatoren_SILC.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/EinkommenKonsumLebensbedingungen/L%20%20%20ebensbedingungenArmutsgefaehrdung/Aktuell_Hauptindikatoren_SILC.html
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Weiter gestärkt wurde dieses Bild, durch die sozialpolitischen Maßnahmen in der BRD, 

wie z.B. die Pflicht der Ehefrau zur Haushaltsführung in der Ehe.
37

  

Erste Beeinträchtigungen dieses Bildes traten in den 70er Jahren auf. Infolge von 

wirtschaftlicher Stagnation und Arbeitslosigkeit änderte sich die traditionelle Rolle der 

Frau, zumindest gesellschaftlich
38

, da Sie nun vermehrt auf den Arbeitsmarkt drängte 

und somit die politischen und gesetzlichen Rahmenbedingungen in Frage stellten.
39

 Die 

Erweiterung des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit, in den 80er 

Jahren, um den Aspekt Frauenpolitik, galt als weiterer Schritt das traditionelle Bild der 

Frau zu verändern. Der Aufgabenbereich dieser neuen Institution lag darin, ungerechte 

Strukturen sowie diskriminierende Regelungen zu beseitigen. Anfang 2000 wurde diese 

Entwicklung weitergeführt, indem man von nun an nicht mehr Frauenpolitik im 

Allgemeinen deklarierte, sondern ab sofort Gleichstellungspolitik zwischen Mann und 

Frau in den gesellschaftspolitischen Fokus etablierte und somit den Abbau typischer, 

traditioneller Frauenbilder weiter vorantrieb.
40

  

Aktuell lassen sich diese Tendenzen weiter fortsetzen. Die Abkehr von der lebenslangen 

Versorgerehe (Ernährermodell) und die Verlagerung des Schwerpunktes, zunächst die 

berufliche Karriere in den Vordergrund zu stellen und später Familie zu gründen, stellen 

weitere Entwicklungen dar, die ein festhalten an veralteten, traditionellen Rollenbildern 

nicht gewährleisten.
41

 Trotz dessen hat das Geschlecht als soziale Kategorie, weiterhin 

maßgeblichen Einfluss auf die Identität, Rolle, Selbstwert und sozialen Status eines 

Individuums.
42

  

2.2 Die typischen Erwerbsbiographien  

Die aktuelle Lebenslaufforschung ist sich einig, dass die Vorstellungen hinsichtlich 

einer „Normalbiografie“ heutzutage weder von Männern noch von Frauen erreicht 

werden.
4344

 Bereits Rische (1999) stellte fest, dass sich zukünftig die Lebensstile und 

das Lebensarbeitszeitvolumen verändern werden. Er differenziert die Nicht-

Normarbeitsverhältnisse in 8 Kategorien:  

                                                           
37

 Vgl. BMFSFJ, (2012), Berlin, S. 56. 
38

 Vgl. Hockerts H., (2008), Bonn, S. 16, 17. 
39

 Vgl. BMFSFJ (2012)Berlin, S. 56. 
40

 Vgl. Icken A.,(2012), Wiesbaden, S. 336. 
41

 Vgl. Keddi B., (2008), Wiesbaden, S. 428. 
42

 Vgl. Deutscher Bundestag, (2010), Berlin, S. 57. 
43

 Vgl. BMFSFJ (2012)Berlin, S. 39. 
44

 Vgl. Barkholdt C. (2010), Wiesbaden, S. 761. 
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 Befristete Arbeitsverhältnisse 

 Heimarbeit 

 Leiharbeit 

 Sozialversicherungspflichtige Teilzeitarbeit 

 (ausschließlich) geringfügige Beschäftigung 

 Beschäftigung in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

 Scheinselbständigkeit.
45

  

Als generell atypisch ist in diesem Zusammenhang die Tatsache zu sehen, dass speziell 

Frauen in den meisten Fällen einer nicht-sozialversicherungspflichtigen 

Vollzeitbeschäftigung nachgehen.
46

 

Im 20. Jahrhundert etablierten sich, in den modernen Gesellschaften, mehr und mehr 

institutionalisierte Lebensläufe. D.h. die Vielzahl an unterschiedlich vorhandenen 

Institutionen in einem Land, haben unterschiedlichen Einfluss auf verschiedene 

Lebensphasen des Individuums z.B. Schulpflicht bis zur achten Klasse oder Gewährung 

des Kindergeldes bis zum 25. Lebensjahr (mit Ausnahmen). Ebenso haben sich für 

Männer und Frauen unterschiedliche Lebensläufe institutionalisiert, dabei kam es zu 

einer strikten Trennung von Erwerbsarbeit und häuslicher Sphäre. Seit den 70er Jahren 

spricht man allerdings von einer gegensätzlichen Entwicklung, von der sogenannten De-

Institutionalisierung der Lebensläufe, auf Grund einer Änderung der traditionellen 

Rollenbilder von Frau und Mann.
47

 Atchley (1997) spricht ebenfalls von einer 

Institutionalisierung von Lebensläufen fügt aber hinzu, dass sich auf Grund von 

individuellen, historischen und kulturellen Entwicklungen der Rahmen dieser 

Institutionalisierung ständig verändern und anpassen sollte.
48

 

Im Folgenden werden typische weibliche Erwerbsbiografien dargestellt. Wobei darauf 

hingewiesen werden muss, dass eine generelle, empirisch nachgewiesene Typologie von 

Erwerbsläufen nicht existiert.
49

 

 

 

                                                           
45

 Vgl. Rische H. (1999), Baden-Baden, S. 170 ff. 
46

 Vgl. Fachinger U., (2008), o.O., S. 363. 
47

 Vgl. BMFSFJ (2012), Berlin, S. 41 ff. 
48

 Vgl. Atchley R., (1997), Toronto, S. 156. 
49

 Vgl. Fachinger U., (2008), o.O., S. 362. 
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a) PRAVO
50

-Biografie-Modul 

Schmähl und Viebrok et al. (2004) entwickelten auf Grundlage der AVID-Daten von 

1996 das sogenannte PRAVO-Biografie-Modul. Dabei unterscheidet er zwischen vier 

unterschiedlichen weiblichen Erwerbsbiografien, wobei er strikt ost- und westdeutsche 

Frauen unterscheidet.
51

   

Tabelle 2: Überblick Erwerbsverläufe PRAVO-Biografie-Modul nach Schmähl und Viebrok et al. (2004) 

Erwerbsbiografie Merkmale 

Familienorientierte Biografie (typisch 

westdeutsch) 

-8 Jahre Vollzeitbeschäftigung 

-20 Jahre Haushaltsführung mit Kinder 

-10 Jahre Haushaltsführung ohne Kinder 

-4 Jahre Teilzeit 

Erwerbsorientierte Biografie (typisch 

westdeutsch) 

-28 Jahre Vollzeit 

-16 Jahre Teilzeit 

Hinzuverdienerinnen (typisch 

westdeutsch) 

-10 Jahre Vollzeit 

-12 Jahre Haushaltsführung mit Kinder 

-7 Jahre geringfügige Beschäftigung 

-12 Jahre Teilzeit 

-3 Jahre arbeitslos 

Erwerbsorientierte Biografie (typisch 

ostdeutsch) 

-40 Jahre Vollzeit 

-3 Jahre Haushaltsführung mit Kinder 

Quelle: Schmähl W., Viebrok H. et al. (2004): Private Vorsorge statt gesetzlicher Rente: wer gewinnt, 

wer verliert? 

Das Ziel des PRAVO-Biografie-Modul ist die Darstellung von typischen 

Erwerbsbiografien. Dabei setzt sie voraus, dass die materielle Lage im Alter 

grundsätzlich von der Erwerbsbiografie abhängig ist.
52

  

Die Daten der AVID 2005 zeigen ein analoges Bild und liefern vergleichsweise 

ähnliche Typologien wie die AVID 1996.
53

  

 

 

                                                           
50

 PRAVO= Private Altersvorsorge. 
51

 Vgl. Schmähl W., Viebrok H. et al., (2004), Münster, S. 56, 64. 
52

 Vgl. Schmähl W., Viebrok H. et al., (2004), Münster, S. 53 ff. 
53

 Vgl. BMFSFJ (2012),Berlin, S. 114. 
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b) Einteilung nach Stegmann (2008) 

Stegmann differenziert die unterschiedlichen Erwerbsbiografien von Frauen weiter aus 

und bildet insgesamt sieben verschiedene Typen. Die Basis für diese Unterteilung 

bilden die Versicherungskonten der Deutschen Rentenversicherung von 2005, die die 

Versichertenbiografien von Frauen aus den Jahrgängen von 1940-1955 untersuchten.
54

 

Tabelle 3: Biografien und Verteilung von GRV-Versicherten, Stichprobe aus Versichertenbestand 2005 

Typologie Absolut %Spalte Anteil Frauen in % 

1.Langjährig Nicht-

Versicherungspflichtig 

359 13,5 51 

2.Späteinsteiger 439 16,5 60 

3.Langjährig 

sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigte 

 

648 

 

24,4 

 

37 

4.Drei-Phasen-Modell 

(Ausbildung + Berufseinstieg/ 

Familienphase + 

Kindererziehung/ Wiedereinstieg 

in Beruf) 

 

 

378 

 

 

14,2 

 

 

99 

5.Frühe Hausfrauen 336 12,6 100 

6.Hausfrauen 222 8,4 100 

7.Langzeitarbeitslose 275 10,4 46 

Insgesamt Frauen 2.657 100 56 

Gesamtheit 4.717   

Quelle: Stegmann M. (2008):Typisierung von Versicherungsbiografien- Eine explorative Analyse auf 

Basis der Versicherungskontenstichprobe von 2005. 

Die Typisierung Stegmanns (2008) zeigt, dass zum einen eine langjährige 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung atypisch, insbesondere für westdeutsche 

Frauen, ist und zum anderen, dass vor allem die Typen 4; 5 und 6 starke Verbreitung, 

insbesondere bei westdeutschen Frauen, aufweisen.
55

 

                                                           
54

 Vgl. Stegmann M. (2008),Würzburg, S. 221 ff. 
55

 Vgl. Stegmann M. (2008),Würzburg, S. 227 ff. 
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Himmelreicher (2010) hat, auf Grundlage des Forschungsdatenzentrums der Deutschen 

Rentenversicherung Bund, eine ähnliche Differenzierung der typischen 

Frauenbiografien, der Jahrgänge 1940-1955, dargestellt.
56

 

c) Einteilung nach SOEP-Daten 

Die Gliederung der Erwerbsbiografien von Frauen nach den Daten des 

Sozioökonomischen Panels im Zeitraum von 1999-2008, ergab insgesamt fünf 

unterschiedliche Einteilungen. Schwerpunktmäßig werden dabei die Geburtskohorten 

von 1947-1951 westdeutscher Frauen in den Fokus gerückt.
57

 

Tabelle 4: Profile der Biografietypen (westdeutsche Frauen, n=286) 

Profil Merkmal 

Vollzeiterwerbstätige -32% der untersuchten Frauen  

-im Mittel 36 Jahre in Vollzeit (33 Jahre 

Vz, 3 Jahre Tz) 

-kaum Arbeitslosigkeit oder 

Haushaltsführung 

-im Mittel 1,5 Kinder 

Teilzeiterwerbstätige -23% der untersuchten Frauen 

-im Mittel 22 Jahre Tz, 8 Jahre Vz 

-1 Jahr arbeitslos, 7 Hausfrau 

-im Mittel 2 Kinder 

Mischerwerbstätige -11% der untersuchten Frauen 

- im Mittel 20 Jahre Vz, 14 Jahre Tz 

-3 Jahre Haushalt 

-im Mittel 1,8 Kinder 

Familienorientierte -25% der untersuchten Frauen 

-im Mittel 6 Jahre Vz, 4 Jahre Tz 

-29 Jahre Haushalt 

-im Mittel 2,4 Kinder 

Zwei-Phasen-Frau -9% der untersuchten Frauen 

-im Mittel 15 Jahre Vz, 5Jahre Tz 

                                                           
56

 Vgl. Himmelreicher, R., (2010), Berlin, o.S. 
57

 Vgl. Riedmüller B., Schmalreck U. (2012), Berlin, S. 24 ff. 
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-12 Jahre Haushalt 

-Kinder keine Angabe 

Quelle: Riedmüller B., Schmalreck U. (2012): Die Lebens- und Erwerbsverläufe von Frauen im mittleren 

Lebensalter. Wandel und rentenpolitische Implikation, Berlin. 

Zusammenfassend zeigen die unterschiedlichen Darstellungen der Erwerbs- und 

Biografieverläufe von, vor allem westdeutschen, Frauen ein doch sehr homogenes Bild. 

Der Kernpunkt in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, dass der überwiegende Teil 

von (westdeutschen) Frauen nicht an die „Normalerwerbsbiografie“ von Männern 

heranreicht. Tendenziell zeigt sich aber der Trend, dass die Erwerbsjahre von 

westdeutschen Frauen in den kommenden Jahren steigen werden, wenn auch langsam, 

und die der ostdeutschen Frauen und Männer sowie westdeutschen Männer etwas 

zurückgehen werden.
58

  

2.3 Die Frauenaltersarmut 

Bereits seit Mitte der 70er Jahre hält sich die These, dass Armut vor allem ein 

weibliches Problem darstelle. Die Ursachen und Gründe, lagen zum einen in der 

diskriminierenden Stellung der Frau auf dem Arbeitsmarkt und zum anderen in 

gesellschaftlich und sozial verfestigten Strukturen, die Frauen und Männern 

unterschiedliche Rechte und Pflichten zu kommen ließen.
59

  

Derzeitige Entwicklungen zeigen jedoch eine weitere Spezifizierung des Problems der 

Frauenaltersarmut. So entwickelten sich in Zeiten der innerdeutschen Trennung 

gegensätzliche Leit- und Rollenvorstellungen für die deutsche Frau. Einerseits wurde 

das Bild der BRD durch die Andersartigkeit von Frau und Mann geprägt. Demzufolge 

tätigte der (Ehe-)Mann die Erwerbsarbeit und die (Ehe-)Frau kümmerte sich um die 

häusliche Sphäre. Andererseits stand die, wenn auch gegensätzliche, Rollenverteilung in 

der früheren DDR. Gesellschaftspolitisch wurde hier die Frau, wie der Mann, möglichst 

dauerhaft in den Vollzeiterwerbsstatus eingebunden. Gegenwärtig spielen diese 

unterschiedlichen, gesellschaftlich bedingten, Erwartungen eine immer noch ernst zu 

nehmende Rolle in der Erwerbstätigkeit von Frauen.
60

  

Differenziert man das grundlegende Problem der Frauenaltersarmut weiter, hinsichtlich 

der  Haushaltsgröße, ergeben sich wiederum völlig andere Armutsquoten. Betrachtet 

                                                           
58

 Vgl. BMFSFJ, (2011), Berlin, S. 114. 
59

 Vgl. Sellach B., (2008), Wiesbaden, S. 471. 
60

 Vgl. Leibfried S., Leisering L., (1995), Frankfurt am Main, S. 205. 
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man die Armutsrisikoquoten von alleinlebenden 65-74 Jährigen und hochaltrigen (ab 75 

Jahren) Frauen, liegen diese bei ca. 23%. Ursachen hierfür liegen, zum einen in den viel 

geringeren Rentenanwartschaften der Frauen, den fehlenden haushaltsinternen 

Umverteilungsprozessen bei Einpersonenhaushalten
61

 sowie darin, häufiger 

Erwerbsunterbrechungen und längere Phasen der Teilzeit und geringfügigen 

Beschäftigung ausgeübt zu haben.
62

 

Ein weiterer Grund für Frauenaltersarmut, liegt in der Tatsache früher in den Ruhestand 

zu gehen. Der Großteil der Frauen bevorzugt den Renteneintritt zwischen dem 60. und 

63. Lebensjahr,
63

 diese allgemeine Tendenz gilt zwar auch für Männer. Brisant ist in 

diesem Zusammenhang natürlich die Tatsache, dass Frauen generell niedrigere Renten 

beziehen als Männer und somit einhergehende Abschläge größeren Einfluss haben.
64

  

Ebenso gilt im Alter als armutsfördernd, die Singularisierung des Haushaltes. Die 

Entwicklungen diesbezüglich zeigen, dass seit 1991 die Zunahme der 

Einpersonenhaushalte um 5% gestiegen ist. Betroffen sind vor allem ältere Senioren 

und Seniorinnen  (ab 65 Jahre). Demzufolge ist jeder dritte Einpersonenhaushalt einer 

Person über 65 Jahren zuzuordnen.
65

  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass Frauenaltersarmut bereits mehrere 

Jahrzehnte in der politischen Debatte seine Berechtigung erfährt. Dabei muss aber 

berücksichtigt werden, dass sich Frauenaltersarmut nur auf ein bestimmtes Klientel an 

Frauen richtet. Vordergründig sind häufig Frauen betroffen, welche größere 

Erwerbsunterbrechungen  in Kauf nehmen und alleinstehend sind. Für diese Gruppe von 

Frauen steigt die Wahrscheinlichkeit im Alter an Armut zu leiden stark an.   

3. Das deutsche Rentensystem66
 

3.1 Die Rente im Wandel 

Die gesetzliche Grundlage zur Gesetzlichen Rentenversicherung liefert das 

Sozialgesetzbuch VI. Sie stellt den bedeutendsten Teil der Sozialversicherung in 

                                                           
61

 Vgl. J. Gobel, Grabka M. (2011a), Berlin, S. 7. 
62

 Vgl. BMFSFJ, (2011), Berlin, S. 114 ff. 
63

 Vgl. Brussig M., (2010), o.O., S. 6. 
64

 Vgl. BMAS, (2011), Berlin, S. 17. 
65

 Vgl. Sturm G., (2010), Wiesbaden, S. 153. 
66

 Anmerkung: die Ausführungen beziehen sich auf die Versichertenrente nach erreichten 

Renteneintrittsalter.  
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Deutschland dar, wobei sich ihre Aufgabe in den letzten Jahrzehnten maßgeblich 

verändert hat.
67

 

Galt Sie nach ihrer Einführung lediglich als Zuschuss für den Lebensunterhalt bei 

Arbeitsinvalidität, so entwickelte sich ihre Funktion von nun an dahingehend nach 

Austritt aus dem Berufsleben, den bis dato erreichten Lebensstandard zu erhalten. Bis 

einschließlich Ende der 1990er Jahre setzte sich dieser Trend fort, doch in Folge von 

Reformmaßnahmen, wirtschaftlichen und allen voran demografischen Veränderungen 

stellt die Gesetzliche Rentenversicherung heute, zwar einen immer noch hohen, aber 

zunehmend geringeren Anteil der Lebensstandardsicherung dar. Als angeführte 

Normen, um eine Lebensstandardsicherung gewährleisten zu können, gelten 45 

beitragspflichtige Versicherungsjahre und eine Rente in Höhe von 70% des 

vergleichbaren Netto-Arbeitnehmereinkommens (Eckrentner).
68

 

Besonderen Einfluss auf die Rente hatte das Jahr 1957, unter der damaligen Regierung 

von K. Adenauer wurde der sog. „Generationenvertrag“ beschlossen. Dadurch gelang es 

ein System aufzubauen, welches erstmals einkommens- und beitragsbezogene 

Lohnersatzleistungen ermöglichte. Ebenso orientierten sich die Renten von nun an der 

aktuellen Lohnentwicklung und der wirtschaftlichen Lage Deutschlands. Die in diesem 

Zusammenhang ermöglichte Erhöhung der Renten um bis zu 70% führte dazu, dass aus 

der eigentlichen Funktion der Rente, nämlich Armutsvermeidung, von nun an die 

Lebensstandardsicherung stand 
69

, diese Auffassung sitzt derzeitig noch in vielen 

Köpfen der meisten Neurentner.
70

  

Die Anfang der Jahrtausendwende durchgeführten Rentenreformen, bekräftigen den von 

der Sozialpolitik eingeschlagenen Weg zur Erhöhung der Eigenverantwortung bezüglich 

der Altersvorsorge. Diese Maßnahmen standen besonders unter den Aspekten, 

Förderung der „Generationengerechtigkeit“ und der Senkung des Beitragssatzes 
71

 

sowie die eigenständige Alterssicherung der Frauen zu stärken.
72

 Diese Reformen 

                                                           
67

 Vgl. Krenz S., Nagl W., (2009), Dresden, S. 13 ff. 
68

 Vgl. Bäcker G. et al. (2010), Wiesbaden, S. 404. 
69

 Vgl. Hockerts H., (2008), Bonn, S. 11, 20. 
70

 Vgl. Schmähl W., Viebrok H. et al. (2004), Münster, S. 10. 
71

 Vgl. Schmähl W., Viebrok H. et al. (2004), Münster, S. 3. 
72

 Vgl. Fachinger U. (2008), o.O., S. 361. 
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trugen maßgeblich dazu bei, die gesetzliche Rente wieder als Zuschuss zur 

Altersvorsorge zu generieren und nicht mehr als Lohnersatz zu sehen.
73

  

Gegenwärtig sind vor allem die Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors (2005) und die 

Anhebung der Renteneintrittsalters auf das 67. Lebensjahr (2012) als wichtige 

Veränderungen im deutschen Rentensystem zu nennen.
74

  

Zukünftige Bestrebungen der Sozialpolitik liegen vor allem darin, die 

Beitragsbelastungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer bis zum Jahr 2020 unter 20% zu 

halten, wobei gleichzeitig ein Absinken des Rentenleistungsniveaus, bis auf 46%, 

unabwendbar ist.
75

 Gleichsam gibt es Überlegungen, die einen Finanzierungsmix der 

Gesetzlichen Rentenversicherung aus Umlageverfahren und Kapitaldeckungsverfahren 

anstreben.
76

 

3.2 Die Charakteristik der Rentenversicherung  

Die Alterssicherung in Deutschland beruht auf drei Säulen, wobei sich die Tragfähigkeit 

der Säulen in Zukunft verändern wird. Konnten vergangenen Generationen überwiegend 

mit der gesetzlichen Rente ihren Unterhalt und Lebensstandard finanzieren, wird in 

Zukunft die Bedeutung der privaten und betrieblichen Säule stark ansteigen.
77

 

Im Folgenden werden wichtige charakteristische Merkmale des Rentensystems 

tabellarisch dargelegt: 
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Tabelle 5: Übersicht wichtige Merkmale und Inhalte der GRV   

Quelle: Bäcker G. (2010), 5.Auflage, Wiesbaden, S. 405ff.  

 

Merkmal Inhalt 

Versicherungsprinzip d.h. die Mitglieder sind gegen das Risiko 

versichert, im Alter oder bei 

Erwerbsminderung ihr Arbeitseinkommen 

zu verlieren 

Pflichtversicherung grundsätzlich alle Arbeitnehmer, aber mit 

Ausnahmen (z.B. geringfügig 

Beschäftigte) 

Solidarische Aspekte unter bestimmten Bedingungen werden 

auch beitragsfreie Zeiten angerechnet 

(Kindererziehung, Pflegezeiten, 

Krankheit, Berufsausbildung) 

 

Abschläge 

 

-bei vorzeitigen Ruhestand: pro Monat 

wird Rente um 0,3% gemindert 

-Krankenversicherung der Rentner 

(KVdR):8,15% zzgl. 0,9% 

Pflegeversicherung 

Organisation seit 2005 werden die Angelegenheiten der 

GRV, hauptsächlich, durch die Regional- 

und Bundesträger der Deutschen 

Rentenversicherung geleitet 

Beitragsbemessungsgrenze Einkommen werden nur bis zu einer 

bestimmten Höhe belastet 

Teilhabeäquivalenzprinzip Leistung entspricht Gegenleistung, im 

Sinne von: wer mehr eingezahlt hat 

bekommt auch mehr heraus 

Finanzierung Umlageverfahren (die Einnahmen in 

jedem Jahr werden vollständig für die 

Ausgaben verwendet + Bundeszuschuss) 
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Die zukünftige Charakteristik der Gesetzlichen Rentenversicherung wird sich jedoch 

verändern müssen. Nach Schmähl/Viebrok et al. (2004) stehen folgende 

Verschiebungen fest, vom: 

 monolithischen System hin zum heterogenen System, 

 Umlageverfahren hin zur Kapitalfundierung, 

 Pflichtsystem hin zum freiwilligen System und vom  

 leistungsdefinierten System hin zum beitragsfinanzierten System.
78

 

Inwieweit zukünftig dieses System mehr auf Versorgung oder Vorsorge setzt bleibt 

dagegen ungeklärt.
79

  

3.3 Die Berechnung der Rente 

Die Höhe der Rente wird grundsätzlich durch zwei Faktoren bestimmt: 

 Durch die Höhe des beitragspflichtigen Einkommens, dass der Versicherte im 

Verlauf seines Arbeitslebens erzielt hat und 

 wie lang die versicherungspflichtige Erwerbstätigkeit dauerte.
80

 

Dabei sollte aber berücksichtigt werden, dass nicht zwangsläufig die Höhe des 

Erwerbseinkommens entscheiden ist, sondern vielmehr wie das Verhältnis von 

Bruttoeinkommen des Versicherten zum Bruttoeinkommen aller Versicherten steht 

(Durchschnittseinkommen). Setzt sich eine Erwerbsbiographie lediglich aus 

Einkommen zusammen, die unter dem Durchschnittseinkommen liegen, fällt die 

Altersrente dementsprechend gering aus. Gegenteiliges gilt für Versicherte die ein 

Einkommen über dem Durchschnittseinkommen erlangen (Teilhabeäquivalenz). 

Abhängig davon, ob ein Versicherter über- oder unterdurchschnittlich verdient hat, ist 

die Höhe der Entgeltpunkte. Ein gesammelter Entgeltpunkt im Jahr bedeutet, genau das 

Durchschnittseinkommen aller Versicherten verdient zu haben. Folglich heißt dies, liegt 

der Entgeltpunkt unter eins hat man weniger als das Durchschnittseinkommen verdient, 

liegt der Punkt über eins hat man mehr verdient. Die bis zum Ende einer 

Erwerbsbiographie gesammelten Punkte, haben einen maßgeblichen Anteil an der Höhe 

der Rente. Eine monetäre Bezugsgröße erhalten die Entgeltpunkte über den aktuellen 

Rentenwert, dieser gibt an wie viel derzeitig ein Entgeltpunkt in € wert ist (dieser lag 
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2007 bei 26,13€ West und 22,97€ Ost). Zum Teil wird dieses recht erwerbsorientierte 

System durch solidarische Aspekte ausgeglichen (siehe Tab. 5).
81

 

Die genannten Faktoren finden ihre Darlegung in der Rentenformel (Grundformel), 

welche wie folgt lautet: 

 

Sep x ZF x RaF x aRW = monatliche Bruttorente 

(Summe d. pers. Entgeltpunkte x Zugangsfaktor x Rentenartfaktor x aktueller 

Rentenwert= monatliche Bruttorente) 

 

Ergänzend muss angefügt werden: Der Zugangsfaktor ergibt sich aus den jeweiligen 

Zuschlägen, bei späteren Renteneintritt, oder Abschlägen, bei frühzeitigen 

Renteneintritt. Der Rentenartfaktor gibt Aufschluss darüber, um welche Rente es sich 

handelt, z.B. eine Altersrente erhält den Faktor 1, eine Berufsunfähigkeitsrente den 

Faktor 0,6667 und eine Teilrente den Faktor 0,33; 0,66 oder 0,5.  

Beispiel: 

Ein Versicherter weist 38 anrechnungsfähige Versicherungsjahre aus (36 

versicherungspflichtige Jahre und 2 Jahre Arbeitslosengeldbezug) und bezieht 2005 (akt. 

Rentenwert lag bei 26,13€) mit 60 Jahren eine vorgezogene Altersrente wg. Arbeitslosigkeit. 

Für jedes Jahr  des Erwerbslebens wird das eigene Einkommen dem Durchschnittseinkommen 

aller Versicherten gegenübergestellt. Im Schnitt verdiente er 110% des 

Durchschnittseinkommens. In der Summe errechnen sich daraus 38 x 1,1 = 41,8 Entgeltpunkte. 

Da aber ein vorzeitiger Ruhesstand eintrat müssen die restlichen Monate bis zum, in diesem Fall 

noch, 65. Lebensjahr mit 0,3% pro Monat multipliziert werden, dies ergibt 0,3% * 60 Monate = 

0,82. Somit verringert sich der Zugangsfaktor auf 0,82. Die Entgeltpunkte schrumpfen auf 34,28 

(41,8 * 0,82 = 34,28).  

Der Rentenartfaktor bei Altersrente beträgt 1. Daraus ergibt sich folgende Bruttomonatsrente: 

34,28 * 1 * 26,13€ = 895,74€. 

 

Doch nicht nur die genannten gesetzlichen Rahmenbedingungen bestimmen die Höhe 

der Rentenansprüche, ebenso spielen individuelle Faktoren eine Rolle. Vordergründig 

sind dabei zu nennen: Die fernere Lebenserwartung, welche die Bezugsdauer der Rente 
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festlegt, der tatsächliche Beginn der Versichertenrente, welcher durch gesundheitliche 

oder betriebliche Faktoren früher oder später beginnen kann und die individuelle 

Versicherungsbiographie.
82

   

3.4 Die Stellung der Frau im deutschen Rentensystem 

Die derzeitige, zum Teil immer noch traditionell geprägte, Rolle der Frau im deutschen 

Rentenversicherungssystem ist, im Gegensatz zum Mann charakterisiert, durch die 

höhere Akzeptanz der Kindererziehungszeiten, der Familienarbeit und der Pflege von 

Angehörigen (siehe Abb.2). Auf Grundlage dessen, ergeben sich seit Einführung der 

Gesetzlichen Rentenversicherung niedrigere Rentenanwartschaften als bei Männern.
83

 

Die gegenwärtige Reduzierung des Rentenniveaus und die daraus steigende Relevanz 

von betrieblicher und privater Altersvorsorge, erhöht gleichzeitig die Akzeptanz von 

Elementen die keinen sozialen Ausgleich bedingen und geht damit, mit einer Nicht-

Anerkennung von Tätigkeiten außerhalb der Erwerbstätigkeit einher.
84

 

 

Abbildung 2: Die Pflege und Kindererziehungszeiten Frauen/Männer 2002 (AVID 2005, Geb.kohorte 1942-1962, 
eigene Darstellung). 

In Folge dieser Entwicklungen finden sich aber Regelungen im bundesdeutschen 

Rentengesetz, die diesen entgegenwirken. Faik und Rama (2011) sprechen von einer 

sogenannten „de facto Umverteilung zu Gunsten der Frau“, die wie folgt aussieht: 

 Kindererziehungszeiten (steuerfinanziert 1999), 

 Pflegezeiten (durch Pflegekassen übernommen), 

 Hinterbliebenenrente (steuerfinanziert), 

 Versorgungsausgleich (durch Versichertengemeinschaft getragen) und 
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 längere Rentenlaufzeit (durch Versichertengemeinschaft getragen)
85

 

stellen grundsätzlich Elemente dar, die bevorzugt Frauen betreffen. Desweiteren weisen 

Sie jedoch auch daraufhin, dass vor allem Frauen Lohndiskriminierungen und Arbeiten 

im Niedriglohnbereich ausgesetzt sind und dadurch die „de facto Umverteilung“ ihre 

Berechtigkeit erwirbt.
86

 

Fachinger (2008) geht bei seiner Analyse zur Stellung der Frau im deutschen 

Rentensystem in eine andere Richtung. Er behauptet, dass die Rentenreformen der 

letzten Jahre dazu geführt haben, die „männliche Normalerwerbsbiographie“ zu stärken 

und somit die Stellung der Frau diesbezüglich zu schwächen. Als besorgniserregend 

sieht er auch die Tendenz, hin zu mehr privater Vorsorge. Da seiner Meinung nach, vor 

allem Frauen besonders stark auf die Leistungen der GRV angewiesen sind und Frauen 

mit niedrigen Einkommen ceteris paribus durch private Alterssicherung zusätzlich 

belastet werden, sofern sie sich diese leisten können.
87

  

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Stellung der Frau im deutschen 

Rentensystem in der deutschen Gesellschaft sehr ambivalent gesehen wird. Einerseits 

sieht man die Ausrichtung an der männlichen Erwerbsbiographie als Nachteil, 

andererseits stellen Faktoren wie die Anrechnung von Pflege- und 

Kindererziehungszeiten grundsätzlich Elemente dar, die versuchen lebenslaufbezogene 

Unterschiede auszugleichen. Beachtet sollte dabei aber werden, dass diese Regelungen 

nicht grundsätzlich für alle Frauen zutreffend sind. Demnach stellen vor allem Frauen 

die durch Erwerbstätigkeit weniger als einen Entgeltpunkt erreichen, potenzielle 

Empfänger für die Kompensationsleistungen dar.
88

 

3.5 Exkurs: Die Riester Rente 

3.5.1 Hintergrund 

Die in der Rentenreform von 2003 eingeführte Riester-Rente war die Reaktion der 

damaligen rot/grünen Regierungskoalition auf das anhaltende Sinken des 

Rentenniveaus. Kern der Reform war die kapitalgedeckte staatliche Förderung des 

Altersvermögens als Kompensation für die abnehmenden Rentenbeträge. Grundsätzlich 

ist die Riester-Rente für alle  steuerpflichtigen Pflichtversicherten in der gesetzlichen 

                                                           
85

 Vgl. Faik J., Rama T., (2011), Berlin, S. 65.   
86

 Vgl. Faik J., Rama T., (2011), Berlin, S. 62. 
87

 Vgl. Fachinger U., (2008),o.O., S. 368. 
88

 Vgl. Fachinger U., (2008),o.O., S. 367. 



23 
 

Rentenversicherung zugänglich, wobei ein Hauptaugenmerk darauf liegt, 

Niedrigverdienern und Frauen eine zureichende Sicherung ihrer Alterseinkünfte zu 

gewährleisten.
89

    

Als Grundlage dafür, wie hoch die staatliche Förderung ausfällt, gilt das 

Gesamteinkommen des Vorjahres als Prozentsatz. Demnach muss seit 2008 4% des 

Gesamteinkommens in die eigene Riester-Rente fließen, um volle staatliche Förderung 

zu erhalten. Verdient eine Person bspw. jährlich 25000€ werden 1000€ in die staatliche 

Förderung angelegt, gemindert wird der Betrag durch die staatlichen Förderung, die in 

diesem Bsp. 163€ beträgt. Demnach müssten 837€ aus dem eigenen Einkommen in die 

Altersvorsorge investiert werden. Dieser sog. „Riester-Faktor“ dient vor allem dazu, bei 

Niedrigverdienern die Hemmschwelle einen Riester-Vertrag abzuschließen zu mindern.  

Eine zusätzlich positive Auswirkung auf die Höhe der staatlichen Zulage haben Kinder, 

diese können den Eigenbetrag nochmals senken.
90

 

Zurückblickend ist mit der Einführung der Riester-Rente ein Instrument geschaffen 

wurden, welches dem stetig sinkenden Rentenniveau entgegenwirken soll. Dabei ist vor 

allem offensichtlich, dass sich vermehrt Frauen und jüngere Altersgruppen (25-40 

Jährigen) für dieses Altersvorsorgemodell interessieren. Positiv ist dabei anzumerken, 

dass sich einerseits das Vorhandensein von Kindern positiv auf den Eigenbetrag 

auswirkt und andererseits der Eigenbetrag durch den „Riester-Faktor“ (ca. 0,65%) 

vermindert wird.
91

 

3.5.2 10 Jahre Riester-Rente in Deutschland 

Zehn Jahre nach der Einführung der Riester-Rente in Deutschland fällt eine erste 

aussagefähige Bilanz geteilt aus. Zum einen gab es Zeiten mit starker Nachfrage (2002-

2003; 2005-2007) aber ebenso Zeiten in denen die Zuwächse deutlich flacher ausfielen 

(ab 2003-2004; 2008-2011). Das BMAS geht aktuell von insgesamt 14,8 Mio. Riester-

Verträgen in Deutschland aus, dies entspricht einer Verbreitungsquote von 35-40%.
92

  

Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, welche Personengruppen am 

häufigsten „riestern“? Besonders fokussiert wird in diesem Zusammenhang die 
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eigentliche Zielgruppe, die sich aus Frauen (Mütter) und Geringverdienern 

zusammensetzt. 

Eine etwas überdurchschnittliche Verbreitung von Riester-Verträgen findet man bei 

Frauen (Verbreitungsquote 32%) und Personen mit höherer Bildung (Verbreitungsquote 

35%). Dem gegenüber steht eine unterdurchschnittliche Verbreitung bei Personen mit 

niedrigem Qualifikationsniveau, in dieser Personengruppe beträgt die 

Verbreitungsquote lediglich 19,3%.
93

 

Resümierend kann gesagt werden, dass die Riester-Rente in ihren ersten zehn Jahren 

stetig, wenn auch sehr verhalten, an Bedeutung gewonnen hat. Besonders positiv ist 

dabei die steigende Nachfrage bei Frauen zu sehen. Als weniger wirksam erscheint sie 

sich jedoch bei der Zielgruppe mit geringem Bildungsniveau (Geringverdiener) etabliert 

zu haben. Da diese Gruppe nachweislich nicht nur im Erwerbsleben, sondern auch im 

Alter ein erhöhtes Risiko für Armut vorweist, zeigt sich an dieser Stelle 

Handlungsbedarf. Ursachen für diese geringere Nachfrage liegen zum einen in den 

vorhandenen Informationsdefiziten und zum anderen in den geringeren Einkommen 

dieser Gruppe.
94

 

4. Der Regierungsdialog Rente 

4.1 Hintergrund 

Der nach der letzten Bundestagswahl 2009 geschlossene Koalitionsvertrag zwischen 

CDU/CSU und FDP enthielt unter anderem ein Kapitel mit der Überschrift „Kampf 

gegen Altersarmut“. An der inhaltlichen Ausformulierung dieser Themenstellung 

beteiligten sich neben Politikern ebenso Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften und 

Arbeitgeber. Die Zielsetzung lautete, einerseits betriebliche und private Altersvorsorge 

auch für Geringverdiener gewährleisten zu können und andererseits, denen die ein 

Leben lang gearbeitet haben eine Rente zu versichern die über der Grundsicherung liegt. 

Ausschlaggebend für die Implementierung eines Instrumentes zur Bekämpfung der 

Altersarmut sind unter anderem die demografischen Veränderungen, die stärkere 

Zunahme von prekären Beschäftigungsverhältnissen und die stetige Abnahme des 

Rentenniveaus (siehe Abb. 3). Zwei Jahre später wurde, anstelle einer 
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Regierungskommission, der „Regierungsdialog Rente“ von Frau Dr. Ursula von der 

Leyen in die Wege geleitet.
95

  

 

Abbildung 3: Entwicklung Rentenniveau 1985- 2015 (Daten Rentenversicherungsbericht 2011, eigene Darstellung). 

Inhaltlich baut sich dieser auf drei Kernpunkte auf: 

 „Zuschussrente“ 

 „Kombi-Rente“ 

 verbesserte Erwerbsminderungsrente 

Schwerpunktmäßig setzt sich diese Arbeit mit der Zuschussrente auseinander, da sich 

diese im Speziellen, laut Frau von der Leyen, an die Zielgruppe Frauen richtet.
96

 Wie 

sich zukünftig Armut im Alter entwickeln wird kann nicht präzise genug vorausgesagt 

werden, da hier zu viele und unterschiedliche Faktoren, wie z.B. die Einkommens- und 

Beschäftigtenentwicklung oder das Vorsorge- und Erwerbsverhalten der Versicherten, 

Einfluss nehmen.
97

  

4.2 Die Zuschussrente 

Die Einführung der Zuschussrente wird ab 2013 geplant, wobei die 

Zugangsvoraussetzungen in einer Übergangszeit zunächst erleichtert werden. Diese 
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Übergangszeit erstreckt sich bis 2022. Zuschussrente erhält demnach der Versicherte, 

welcher: 

 40 Versicherungsjahre sowie 

 30 Beitragsjahre aus Beschäftigung, Kindererziehung bis zum zehnten 

Lebensjahr oder Pflege nachweisen kann.
98

 

Liegen diese Voraussetzungen vor, kann eine Aufstockung der Rente bis auf 850€ 

(Grundsicherungsniveau
99

) erfolgen.
100

 Die Höhe des Zuschussbetrages hängt demnach 

von der Höhe der gesetzlichen Rente, den Einlagen aus anderen 

Altersversorgungszweigen, anderen vorhandenen Einkünften und dem Einkommen von 

evtl. vorhandenen Ehepartnern (Zuschuss bis auf maximal 1700€ zusammen) ab.
101

 

Nicht angerechnet werden die Leistungen aus den Riester-Verträgen und den 

Betriebsrenten. Ausgedrückt in Entgeltpunkten bedeutet dies, dass man pro Jahr 

maximal auf einem Entgeltpunkt aufgestockt werden kann, aber insgesamt, auf die 

gesamte Erwerbsbiografie betrachtet, auf höchstens 31 Entgeltpunkte kommen kann. 

Die Aufwertung mit Zuschussentgeltpunkten erfolgt lediglich für die Zeiten nach 

1992.
102

  

Für Rentenanwartschaften ab 2023 gelten veränderte Zugangsbedingungen, demnach 

müssen Versicherte nun 45 Versicherungsjahre vorweisen in denen 35 Beitragsjahre aus 

Beschäftigung, Kindererziehung bis zum zehnten Lebensjahr oder Pflege resultieren. 

Zuzüglich wird ab 2019 gefordert fünf Jahre in zusätzlicher Altersvorsorge investiert zu 

haben. Diese steigen bis 2049 auf insgesamt 35 Jahre zusätzlicher Altersvorsorge an. 

Ungeklärt bleibt zunächst, ob die Spareinlagen eine gewisse Höhe erreichen müssen.
103
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Beispiele (bezogen auf die endgültige Fassung): 

 

Vereinfachte Modellrechnung: 

 

Floristin, 35 Jahre Beschäftigung, monatliches Bruttoarbeitsentgelt 1440€,  

durchschnittliches Bruttoarbeitsentgelt 2012: 2747€ ; aktueller Rentenwert 27,47€ 

10 Jahre Arbeitslosigkeit, 35 Jahre zusätzliche Vorsorge 

 

Aktuelles Recht 

Summe der Entgeltpunkte (EP) für 35 Jahre 18,2 EP 

(entspricht durchschnittlich rund 0,52 EP pro Jahr) 

Originäre Rente (gerundet) 500 Euro 

 

Zuschussrente 

Verdoppelung der jährlichen Entgeltpunkte 

(0,52 EP x 2)= 1,04 EP 

-Begrenzung auf maximal 1 EP 

Summe der Entgeltpunkte für 35 Jahre: 35 EP 

-Begrenzung auf maximal 31 EP 

abzüglich Entgeltpunkte der originären Versichertenrente 18,2 EP 

Entgeltpunkte der Zuschussrente 12,8 EP 

Zuschussrente (gerundet) 350 Euro 

Originäre Rente 500 Euro 

Zuschussrente 350 Euro 

Gesamtrente (gerundet brutto) 850 Euro 

 

Einkommen aus zusätzlicher Altersvorsorge kommt hinzu, sonstiges Einkommen wird vorher 

angerechnet
104

 

 

4.3 Die Zielgruppe 

Die Zuschussrente ist zukünftig an Personen gerichtet, welche ihr gesamtes Leben 

gearbeitet haben, aber trotz dessen keine adäquate Altersvorsorge betreiben konnten 

bzw. schlicht weg zu wenig verdient haben. Diesem Personenkreis soll durch den 

Regierungsdialog Rente die übliche Grundsicherung im Alter erspart bleiben und durch 
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die Zuschussrente ersetzt werden. Weiterhin will die Zuschussrente die Versicherten zu 

einer ergänzenden Altersvorsorge motivieren, da diese als Voraussetzung gilt. 

Grundsätzlich will man dabei aber vor allem, die Erwerbsbiographien von Frauen 

zukünftig aufwerten.
105

 

Doch wen erreicht die im Regierungsdialog Rente angekündigte Zuschussrente 

wirklich? 

Charakteristisch für die angesprochene Zielgruppe ist: Eine langjährige 

Erwerbsbiografie mit möglichst vielen Beitragsjahren (ab 2023 mind. 35 Jahre) sowie 

ein niedriger Lohn (durchschnittlicher Entgeltpunkt pro Jahr < 1). Gerade Frauen sind in 

ihrem Erwerbsleben häufiger von Teilzeitarbeit und geringfügigen Beschäftigungen 

(siehe Abb. 4) sowie Kinder- und Pflegezeiten (siehe Abb. 2) betroffen. 
106

 

 

Abbildung 4: Die Dauer der Teilzeitbeschäftigung und der geringfügigen Beschäftigung für Frauen/Männer 
(Geburtskohorte 1942-1961) (Daten AVID 2005, eigene Darstellung). 

Ein weiteres Ausschlusskriterium stellen sonstige Einkünfte im Alter dar, d.h. bei der 

Berechnung der Zuschussrente werden sämtliche Einkünfte die man im Alter bezieht 

angerechnet (außer Riester-Renten und Betriebsrenten). Somit schließt man unter 

anderen langjährig Selbstständige aus, die nur kurze Beitragszeiten hatten aber gut 

privat vorsorgen konnten. Menschen die die Voraussetzungen für die Zuschussrente 
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nicht erreichen, werden zukünftig weiterhin Bezieher der Grundsicherung im Alter 

bleiben.
107

 

Gegenwärtig soll die Zuschussrente 2013 von ca. 17.000 Personen bezogen werden, 

2030 liegt diese Zahl bereits bei 1,1 Mio. Personen.
108

   

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Zuschussrente zukünftig denen 

Unterstützung bietet die langjährig, zwar unterdurchschnittlich, in die 

Rentenversicherung eingezahlt haben. Dies kommt speziell denen zu Gute die 

langjährig im Teilzeit- oder Niedriglohnsektor gearbeitet haben bzw. Versicherten die 

gesellschaftlich erwünschte Tätigkeiten wie z.B. Kindererziehungs- und Pflegezeiten 

machten. Ob jedoch diese Zielgruppe als Paradebeispiel für zukünftige Altersarmut zu 

bezeichnen ist, scheint fragwürdig. Gunkel (2011) sieht vor allem in Beziehern einer 

Erwerbsminderungsrente, Personen, die langjährige Unterbrechungen in Ihrer 

Erwerbsbiografie haben oder Personen, die nicht in die gesetzliche Rentenversicherung 

einbezogen sind als potenzielle Anwärter für Armut im Alter.
109

 Ebenso stellen die 

Zugangsvoraussetzungen sehr hohe, vor allem für westdeutsche Frauen, Hürden dar, da 

bspw. die Geburtskohorte westdeutscher Frauen von 1942-1961 nicht die erforderlichen 

Beitragsjahre erreicht.
110

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
107

 Vgl. BMAS (2012b), im Internet unter: http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-

Pressemitteilungen/rentendialog-gesamt-pdf.pdf?__blob=publicationFile, Recherche am 10.04.2012. 
108

 Vgl. Lauer, J., (2011), im Internet unter: http://www.soziale-sicherheit.de/artikel/grundrente.pdf.de, 

Recherche am 12.04.2012. 
109

 Vgl. Gunkel A., (2011), Würzburg, S. 5.   
110

 Vgl. BMFSFJ, (2011), Berlin, S. 114. 

http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/rentendialog-gesamt-pdf.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/rentendialog-gesamt-pdf.pdf?__blob=publicationFile


30 
 

Beispiele Zielgruppen für Aufstockung der Altersvorsorge durch Zuschussrente (bezogen auf 

die endgültige Fassung): 

 

Beispiel 1 (lange Phasen der Arbeitslosigkeit): 

35 Jahre Beschäftigung, 15 Jahre Arbeitslosigkeit 

Langjährig Beschäftigter im Wachschutz mit Riester-Vertrag, 

- ab 17 bis 67 insgesamt 35 Jahre beschäftigt, unterbrochen durch insgesamt 15 

Jahre Arbeitslosigkeit 

 50 Versicherungsjahre, 35 Jahre aus Beschäftigung 

 

Beispiel 2 (durch Familienzeiten unterbrochene Erwerbsbiografie): 

15 Jahre Beschäftigung, 15 Jahre Arbeitslosigkeit, 20 Jahre Kindererziehung und Pflege 

Floristin mit Riester-Vertrag, Unterbrechungen durch Kindererziehung Arbeitslosigkeit und 

Pflege 

-ab 17 bis Alter 25 insgesamt 5 Jahre beschäftigt, unterbrochen durch insgesamt 3 Jahre 

Arbeitslosigkeit 

- ab 25 bis Alter 40 Erziehung von zwei Kindern im Abstand von 5 Jahren (15 Jahre 

Zeiten der Kindererziehung) 

- ab Alter 40 für 10 Jahre teilzeitbeschäftigt 

- ab Alter 50 für 5 Jahre Pflege der Eltern 

- ab 55 bis Alter 67 arbeitslos 

 50 Versicherungsjahre, davon 35 Jahre aus Beschäftigung, Kindererziehung und Pflege 
111

 

 

4.4 Die Wirkung der Zuschussrente 

Die Auswirkungen der Zuschussrente werden für den betroffenen Personenkreis recht 

unterschiedlich ausfallen. Börsch-Supan et al. (2012) sprechen sogar von einer 

vertikalen und horizontalen Ungleichbehandlung für Bezieher der Zuschussrente.
112

 

Demnach drückt sich die horizontale Ungleichbehandlung im Verstoß gegen die 

Teilhabeäquivalenz aus. D.h. betrachtet man zwei Personen, die ihr gesamtes Leben im 

Niedrigeinkommenssektor, einerseits Teilzeit und andererseits Vollzeit
113

, gearbeitet 

haben, entstehen unterschiedliche Anspruchsberechtigungen. Die in Vollzeit tätige 
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Person A erreicht nach 35 Beitragsjahren bspw. 31 Entgeltpunkte, während die Person 

B lediglich 15,5 Entgeltpunkte nach 35 Beitragsjahren erreicht. Daraus folgt, dass 

Person A nicht zuschussrentenberechtigt ist, auf Grund der schon maximal erreichbaren 

31 Entgeltpunkte. Person B hingegen erhält 15,5 Zuschussentgeltpunkte, um die 

Maximalzahl zu erreichen. Obwohl Person A im gesamten Erwerbsleben höhere 

Beiträge zur GRV gezahlt hat, als Person B, erreichen beide eine gleich hohe Rente. 

Exemplarisch zeigt sich diese horizontale Ungleichbehandlung im Bereich zwischen 

15,5 bis 31 Entgeltpunkten (siehe Abb. 5).
114

  

 

Abbildung 5: Der Verlauf der gesetzlichen Rente und Zuschussrente nach erworbenen Entgeltpunkten115 (aus: 

Börsch-Supan et al., (2012), Ökonomische Analyse des Rentenreformpakets der Bundesregierung, München). 

Die vertikale Ungleichbehandlung spiegelt sich in den starren Voraussetzungen, von 35 

Pflichtbeitragsjahren, wider. Ein Versicherter der im Extremfall „nur“ 34 Jahre und 11 

Monate Pflichtbeiträge gezahlt hat, kann im Gegensatz zu einer Person die 35 

Pflichtbeitragsjahre hat eine Rente erhalten, die um bis zu 50% geringer ist.
116

 

Folgende Beispiele verdeutlichen die unterschiedlichen Auswirkungen der 

Zuschussrente auf die Altersrente: 
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Beispiel 1
117

: 

Ein Versicherter hat in 35 Pflichtbeitragsjahren 12 Entgeltpunkte (EP) erworben. Damit hat er 

je Jahr 0,34 EP gesammelt. Diese Punkte werden verdoppelt auf 0,68 EP pro Jahr (Kriterium 

max. 1 EP pro Jahr wird eingehalten). Die 35 Pflichtbeitragsjahre werden nun mit 0,68 EP pro 

Jahr gewertet. Insgesamt kommt er somit auf 24 EP (Kriterium max. 31 EP wird nicht 

überschritten). Die 24 EP, setzen sich aus 12 selbst erworbenen EP zusammen und 12 

Zuschusspunkten. Die Rente beträgt somit 330€ gesetzliche Rente und 330€ Zuschussrente. 

Insgesamt erhält diese Person 660€ Rente.
118

 

 

Beispiel 2: 

Ein Versicherter hat in 35 Beitragsjahren 16 EP erworben. Das entspricht 0,46 EP pro Jahr. 

Dieser Wert wird verdoppelt auf 0,92 (Kriterium max. 1EP pro Jahr wird eingehalten), aber 

insgesamt ergeben sich nun 32 EP im gesamten Erwerbsleben (0,92x35= 32,2). 

Dementsprechend werden Ihm weniger Zuschuss-EP gewährt, nämlich (31-16)/35= 0,43 

Zuschuss-EP. Dadurch erhält der Versicherte zu seinen 16 erworbenen EP 15 Zuschuss-EP. 

Die Zuschussrente beträgt 412€, die gesetzliche Rente 440€. Insgesamt erhält diese Person 852 

€ (entspricht Maximalrente durch Zuschuss).
119

 

 

Beispiel 3: 

Eine Person hat in 35 Beitragsjahren 20 EP erworben. Das entspricht pro Jahr 0,57 EP. In 

diesem Fall kann der Wert nicht verdoppelt werden, da er die 1EP-Grenze überschreiten wird. 

Deshalb werden nur 1-0,57=0,43EP gewährt. Aber auch dieser Zuschuss liegt noch zu hoch, da 

sich die Gesamtentgeltpunkte auf 35 EP summieren würden. Demnach werden lediglich (31-

20)/35=0,31 EP (entspricht 11 EP auf 35 Beitragsjahre) zugesprochen. Insgesamt erhält der 

Versicherte eine gesetzliche Rente in Höhe von 550€ und eine Zuschussrente von 302€. Die 

Gesamtrente entspricht in diesem Fall auch der Maximalrente durch Zuschuss.
120

   

 

Besonders soll durch die Bespiele verdeutlicht werden, dass die Höhe der Zuschussrente 

durch 2 Determinanten beeinflusst und bestimmt wird: Die 1EP- Grenze pro Jahr und 

die maximal Anzahl von 31 EP. Auf Grund dessen ist eine Aufstockung der Rente auf 

850€ nicht in jedem Falle möglich.
121
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5. Die Hypothesen und Fragenstellungen 

Die Rentenreformen der letzten Jahre lassen einen eindeutigen Trend erkennen. Die 

Gesetzliche Rentenversicherung, welche jahrzehntelang für die Alterssicherung mehr 

als ausreichend war, wird zukünftig nicht mehr ausreichen. Die Verlagerung in den 

privaten und betrieblichen Bereich der Altersvorsorge wird unweigerlich 

vorangetrieben. Die Auswirkungen dieser Veränderungen, werden verschiedene 

gesellschaftliche Gruppen unterschiedlich schwer betreffen. Die folgenden aufgestellten 

Thesen und Fragestellungen zur Zuschussrente, werden im nachgehenden Teil auf ihre 

Berechtigung überprüft. 

1. Die Anforderungen der Zuschussrente orientieren sich zu sehr an den 

traditionellen Erwerbsverläufen von Männern, dadurch ist sie für Frauen 

kaum erreichbar. 

2. Die Gesetzliche Rentenversicherung wird auch in den kommenden Jahren 

die stärkste Säule der Altersvorsorge für Frauen bilden, da zusätzliche 

Aufwendungen für private Altersvorsorge nur von wenigen Frauen finanziert 

werden kann.  

3. Die Zuschussrente soll die Unstetigkeit in den weiblichen 

Erwerbsbiografien ausgleichen und dadurch vor Armut und Grundsicherung 

im Alter schützen. 

4. Die Höhe der Rente als Abbild der Erwerbsbiografie diskriminiert 

gesellschaftlich erwünschte Aktivitäten wie Kindererziehung und Pflege von 

Angehörigen, da die vornehmlich von Frauen durchgeführt werden. 

5. Die Zuschussrente soll die Bereitschaft zur privaten Altersvorsorge und 

zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erhöhen, 

daraus ergeben sich höhere Altersvorsorgeanwartschaften für die 

Betroffenen.  
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III) Die Methodik 

6. Die AVID-Studie (2005) 

Die Studie zur Altersvorsorge in Deutschland 2005, wurde durch das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales und der Deutschen Rentenversicherung 

Bund in Auftrag gegeben. Sie bildet die Grundlage für die Auswertung der Thesen und 

der Fragestellungen. Das Ziel der Studie war es, für die Geburtsjahrgänge 1942-1961 

die späteren Alterseinkommen für Paar- und Einzelhaushalte zu ermitteln. Der 

Referenzzeitpunkt ist in dieser Studie das 65. Lebensjahr. Die zum Teil projizierten 

Erwerbsverläufe der Teilnehmer, wurden durch das Mikrosimulationsmodell 

gewährleistet. Dabei wurden zwischen fünf bis 25 Jahre projiziert. Grundlage für die 

Projektion bildet das sog. Basisszenario. Dieses wird durch verschiedene Annahmen 

und Entwicklungen, z.B. die günstige Arbeitsmarktentwicklung oder die Einbeziehung 

der Anhebung der Rentenaltersgrenze, unterschiedlich dargestellt. Als Stützzeitraum für 

die mögliche Projektion wurde der Zeitraum von 1992-2001 verwendet, da man ein 

gesamtdeutsches Bild der Altersvorsorge erzielen wollte. Auf Grund der zum Teil 

erheblichen Unterschiede zwischen West und Ost, werden die Entwicklungen trotzdem 

sowohl für West- als auch Ostdeutschland separat aufgelistet.
122

 

Die Basis für die AVID 2005 bildet die AVID 1996 und die Untersuchungen zur 

„Alterssicherung in Deutschland“ (ASID) 1986, 1992, 1995, 1999 und 2003. Die 

Durchführung der Erhebung wurde durch das TNS Infratest Sozialforschungsinstitut 

gewährleitstet. Dieses führte von 2002-2003 eine schriftliche Befragung an 12.218 

deutschen Personen zwischen 40 und 60 Jahren durch. Die Daten der Befragten zu ihren 

gesetzlichen Rentenversicherungskonten, wurden direkt über den Deutschen 

Rentenversicherung Bund, nach Zustimmung der Befragten, erhalten. Die Höhe der 

Renten wird durch den aktuellen Rentenwert des Jahres 2005 dargestellt.
123

 Die AVID 

2005 liefert somit eine umfassende Datenbasis zu den Altersvorsorgeanwartschaften der 

bis dahin 40-60 Jährigen in allen drei Säulen der Alterssicherung.
124
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7. Das Methodisches Vorgehen und die wichtigsten Begriffe 

Im Folgenden wird die Herangehensweise an die verschiedenen Fragestellungen und 

Thesen erläutert sowie wichtige Begriffe definiert. 

1. Die Anforderungen der Zuschussrente orientieren sich zu sehr an den traditionellen 

Erwerbsverläufen von Männern, dadurch ist Sie für Frauen kaum erreichbar. 

Den Ausgangspunkt für die Analyse dieser Hypothese bilden die Daten der AVID 2005, 

bezüglich der Entwicklung der Erwerbsjahre von Frauen und Männern. Dabei wird die 

älteste und jüngste Kohorte der Datensammlung miteinander verglichen und auf ihre 

Erfüllung hinsichtlich der Zugangsvoraussetzungen überprüft. 

2. Die Gesetzliche Rentenversicherung wird auch in den kommenden Jahren die 

stärkste Säule der Altersvorsorge für Frauen bilden, da zusätzliche Aufwendungen für 

private Altersvorsorge, nur von wenigen Frauen finanziert werden kann.  

Hierbei soll im Speziellen eine Entwicklung dargelegt werden, welche durch die 

projizierten Daten aus der AVID 2005 unterstützt werden sollen. Aus diesem Grund, 

werden hierfür wiederrum die älteste und jüngste Kohorte der AVID 2005 als 

Grundlage genutzt und miteinander verglichen. Vorzugsweise werden die Tendenzen 

bezüglich der betrieblichen, der privaten und der gesetzlichen Altersvorsorge 

untersucht. 

3. Die Zuschussrente soll die Unstetigkeit in den weiblichen Erwerbsbiografien 

ausgleichen und dadurch vor Armut und Grundsicherung schützen. 

Die Grundlage für die Beantwortung dieser These, stellt das Biografiemodell der AVID 

1996 dar. Diese spiegeln die Tendenzen und Entwicklungen der AVID 2005 wider. 

Dabei werden die Anwartschaften  für die unterschiedlichen Biografiemodell errechnet. 

Die Ergebnisse dieser Berechnung sollen aufzeigen, inwiefern die Zuschussrente in der 

Lage ist, die unsteten Erwerbsverläufe von westdeutschen Frauen (1942-1961) 

bezüglich der Alterseinkommen aufzuwerten. 

4. Die Höhe der Rente als Abbild der Erwerbsbiografie diskriminiert gesellschaftlich 

erwünschte Aktivitäten wie Kindererziehung und Pflege von Angehörigen, da die 

vornehmlich von Frauen durchgeführt werden. 
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Diesbezüglich wird untersucht, in welchem Zusammenhang Kindererziehungs- bzw. 

Pflegezeiten im Zusammenhang mit der Höhe der Gesetzlichen Rentenversicherung 

einhergehen. Besonders verdeutlicht soll  in diesem Zusammenhang werden, dass sich 

diese Nichterwerbszeiten nicht grundsätzlich für alle Frauen gleich auszahlen. 

5. Die Zuschussrente soll die Bereitschaft zur Aufnahme einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erhöhen, daraus ergeben sich höhere 

Altersvorsorgeanwartschaften für die Betroffenen. 

Der Ausgangspunkt für diese Analyse dieser Hypothese bildet die rein ökonomische 

Betrachtung der Zuschussrente. Unter diesem Aspekt werden verschiedene 

Entgeltpunktgruppen gebildet und auf ihre Tauglichkeit überprüft, inwieweit 

verschiedene Konstellationen dazu führen eine Erwerbstätigkeit auszuweiten bzw. zu 

verringern. 

Wichtige Begriffe: 

 GRV-Erwerbszeiten 

Zeiten einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 

 GRV-Nichterwerbszeiten 

Dazu zählen: Schulausbildung/Studium, Haushaltsführung mit/ohne Kinder 

unter 18 Jahren, Zeiten der aktiven Pflege, längere Krankheit, Arbeitslosigkeit 

und Erwerbsminderung 

 GRV-beitragsfreie Erwerbszeiten 

Zeiten als Beamter, Selbstständiger oder Mithelfender in einem Familienbetrieb 

 Brutto-Alterseinkommen/Netto-Alterseinkommen 

Ergibt sich aus Gesetzlicher Rentenversicherung + privater und betrieblicher 

Vorsorge = Brutto-Alterseinkommen – Steuern zur Sozialversicherung = 

Netto-Alterseinkommen  

 Zahlbetrag 

Entspricht den Bruttoleistungen
125
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IV) Die Darstellung und die Diskussion der Ergebnisse 

8. Die Anforderungen der Zuschussrente orientieren sich zu sehr an 

den traditionellen Erwerbsverläufen von Männern, dadurch ist sie für 

Frauen kaum erreichbar. 

8.1 Die Auswertung 

Der Ausgangspunkt für die analytische Betrachtung dieser Hypothese, ist die 

Entwicklung der Erwerbsjahre von Frauen und Männern, welche die Hauptgrundlage 

für die Beitragsjahre bilden. Dabei wird überprüft, ob die Hürde der 35 Beitragsjahre 

bewältigt werden kann, die als Zugangsvoraussetzung gilt. Um diese Entwicklungen 

aufzuzeigen, werden die Geburtsjahrgänge 1942-1946 und 1957-1961 der Frauen und 

Männer miteinander verglichen. Folgend wird zunächst die Darstellung der Dauer der 

Erwerbstätigkeit insgesamt von Frauen und Männer betrachtet (siehe Tab.6). 

Tabelle 6: Die Darstellung der durchschnittlichen Erwerbsjahre Männer/Frauen unterschiedlicher Geburtsjahrgänge, 
in Jahren (Westdeutschland) 

 Männer  Frauen 

1942-1946 40,0 24,1 

1957-1961 36,7 26,5 

Quelle: Daten AVID 2005, Seite 217, eigene Darstellung. 

Die Auflistung der Erwerbstätigkeit gesamt in Jahren zeigt ein deutliches Bild. Die 

Erwerbsjahre der Männer liegen deutlich (in beiden Geburtsjahrgängen) vor denen der 

Frauen. Tendenziell zeigen sich jedoch Entwicklungen die darauf hindeuten, dass die 

Erwerbstätigkeit der Männer zukünftig rückläufig sein wird und die der Frauen steigen 

wird. Deutlich sichtbar wird jedoch die Tatsache, dass keine Frau im Durchschnitt an 

die 35 Beitragsjahren, die als Zugangsvoraussetzung für die Zuschussrente dienen, 

heranreicht.  

Ein weiterer Indikator, der diese Hypothese unterstützt, ist die Aufteilung der Frauen 

und Männern in Gruppen nach Erwerbsjahren in Prozent (siehe Tab.7).  
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Tabelle 7: Schichtung der Frauen und Männer (Westdeutschland) nach Erwerbsgruppenjahren in % 

 Männer  Frauen 

1 bis unter 5 1 2,5 

5 bis unter 15 3,5 21,5 

15 bis unter 25 7,5 25 

25 bis unter 35 18 26,5 

35 bis unter 45 40,0 18,5 

45 und mehr 30 5 

Quelle: Daten AVID 2005, Seite 231 (eigene Darstellung).126 

Die Darstellung nach Erwerbsjahren in Gruppen zeigt deutlich, dass lediglich 23,5 % 

der Frauen auf die geforderten 35 Beitragsjahre durch Erwerbsarbeit kommen. Dagegen 

76,5 % diese nicht erreichen. Bei den Männern zeigt sich ein gegensätzliches Bild. 

Während 70 % der Männer 35 und mehr Beitragsjahre erreichen, kommen nur rund 30 

% der Männer auf weniger als 35 Beitragsjahre.  

8.2 Die Diskussion 

Die angeführte Hypothese, dass die Zugangsvoraussetzungen der Zuschussrente sich zu 

sehr an den männlichen Erwerbsbiographien orientieren ist, wenn man lediglich die 

Erwerbsjahre berücksichtigt, richtig.  

Die Grundlage für die Berechnung der durchschnittlichen Höhe der Rente, um den 

Lebensstandard sichern zu können, bildet der sogenannte „Eckrentner“. Dieser verdient 

bei 45 Beitragsjahren den Durchschnittsverdienst. Durch diese, einst gängige, 

Darstellung wurde der Erwerbsverlauf der Männer standardisiert und als Grundannahme 

für die Lebensstandardscherung im Alter herangezogen. Über Jahrzehnte hinweg, bis 

einschließlich heute, galt der Eckrentner als durchaus probates Mittel die späteren 

Renteneinkünfte zu beschreiben. Gegenwärtig treten jedoch vermehrt gegenläufige 

Tendenzen auf, die darauf hindeuten den Eckrentner zu verwerfen. Konnten frühere 

Generationen der Männer diese standardisierte Biografie erreichen, werden heutzutage 

kaum noch 35 Beitragsjahre erreicht, schon gar nicht von Frauen. Demnach zeigt die 

aufgestellte Hypothese zur Zuschussrente das Problem der Aktualität gegenwärtiger 

Sozialpolitik auf. Die Implementierung der Zuschussrente als Instrument zukünftige 

Altersarmut vermeiden zu wollen, ist zwar richtig, aber die dafür vorgesehenen 

Voraussetzungen werden derzeitig kaum noch von Männern, geschweige denn von 
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Frauen, erreicht. Demnach kann die aufgeführte Hypothese als durchaus berechtigt 

tituliert werden. 

Kritisch ist in diesem Zusammenhang folgendes zu sehen: Zum einen bezog sich die 

Auswertung der Daten ausschließlich auf Erwerbsjahre die in Vollzeit oder Teilzeit 

verbracht wurden. Weitere beitragspflichtige Beschäftigungen wurden hierbei außen vor 

gelassen. Zum anderen wurde die Einteilung der Gruppe nach Erwerbsjahren ohne 

Aufteilung in die unterschiedlichen Geburtsjahrgänge vorgenommen. Demnach eine 

fundierte Aussage treffen zu können, erweist sich als schwierig. Grundsätzlich wird, 

durch die AVID-Daten, das Problem der zu hohen Zugangsvoraussetzungen jedoch 

kenntlich gemacht. Riedmüller und Willert (2008) weisen weiterhin darauf hin, dass 

zukünftige Generationen vom Problem der Arbeitslosigkeit stärker betroffen sein 

werden, als derzeitige Geburtsjahrgänge. Demnach wird es in Zukunft nicht leichter die 

bestehenden Voraussetzungen erfüllen zu können.
127

   

Meiner Meinung nach, stellen die Zugangsvoraussetzungen für die Zuschussrente zu 

hohe Barrieren dar. Die Inanspruchnahme der Zuschussrente an eine 35 jährige 

Beitragszeit zu knüpfen, stellt sich insbesondere für Frauen als eine kaum zu 

überwindende Hürde dar. Paradox erscheint in diesem Zusammenhang die Tatsache, mit 

der Zuschussrente speziell ein Instrument geschaffen zu haben, welches zukünftig 

Frauenaltersarmut vermeiden soll, sich aber an Erwerbsverläufen orientiert, die 

heutzutage kaum noch von Männern erreicht werden. Inwiefern sich dieses Mittel 

trotzdem etablieren wird bleibt abzuwarten, da die Inanspruchnahme auch stark von 

arbeitsmarktpolitischen Entscheidungen der nächsten Jahre abhängig sein wird. Für die 

Neurentner der nächsten Jahre wird sie jedoch zu früh kommen.  
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9. Die Gesetzliche Rentenversicherung wird auch in den kommenden 

Jahren die stärkste Säule der Altersvorsorge für Frauen bilden, da 

zusätzliche Aufwendungen für private Altersvorsorge nur von wenigen 

Frauen finanziert werden kann. 

9.1 Die Auswertung 

Um die Relevanz der Gesetzlichen Rentenversicherung darzustellen, wird zunächst 

deren Verbreitung im Gegensatz zu anderen etablierten Altersvorsorgeformen 

dargestellt. Vor allem in Bezug auf die betriebliche und die private Altersvorsorge wird 

in diesem Zusammenhang näher eingegangen (siehe Abb.6/7). Die Grundlage für die 

Auswertung bilden die Daten der Studien: ASID 2007 (Alterssicherung in 

Deutschland), AVID 1996  und AVID 2005.  

 

Abbildung 6: Die Anteile der Altersvorsorgeformen westdeutscher Frauen (1933-1961) in % (aus: Daten AVID 2005; 
1996/ ASID 2007, eigene Darstellung). 

Die Darstellung in Abb.6 zeigt die Entwicklung der drei Vorsorgeformen von Anfang 

der 90ziger bis Anfang 2000. Innerhalb dieses Zeitraumes wird deutlich, wie stark die 

Gesetzliche Rentenversicherung die Einkünfte dieser Geburtsjahrgänge einschlägig 

bestimmt und im Gegensatz dazu, die alternativen Vorsorgeformen (BAV und PV) 

kaum an Bedeutung gewinnen. Zeigt sich bei der Gesetzlichen Rentenversicherung ein 

geringfügiger Anstieg (3-4%), so ist sowohl die betriebliche als auch die private 

Vorsorge kaum durch Zuwächse gekennzeichnet. Um ein besseres Bild der 

0 

10 

20 

30 

40 

50 

60 

70 

80 

90 

Gesetzliche 

Rentenversicherung 

Betriebliche 

Altersvorsorge 

Private Altersvorsorge 

in
 %

 

Anteil der Altervorsorgeformen westdeutscher Frauen der 

Geburtsjahrgänge 1933-1961 

AVID 1996 

AVID 2005 

ASID 2007 



41 
 

Vergleichbarkeit zu bekommen, werden in der folgenden Abbildung (Abb.7) die 

Entwicklung der westdeutschen Männer, derselben Geburtsjahrgänge, dargestellt. 

 

Abbildung 7: Die Anteile der Altersvorsorgeformen westdeutscher Männer (1933-1961) in % (Daten AVID 2005; 

1996, ASID 2007, eigene Darstellung). 

Der Status quo der Männer derselben Geburtsjahrgänge zeigt ein ähnliches Bild. Klar 

dominierend ist auch hier die Stellung der Gesetzlichen Rentenversicherung. Lediglich 

die betriebliche Altersvorsorge, ist bei den Männern bedeutend weiter ausgebaut, als 

wie bei den Frauen. Hinsichtlich der privaten Vorsorge, zeigt sich ein analoges Bild. 

Beide Abbildungen verdeutlichen somit, dass derzeitig immer noch die Gesetzliche 

Rentenversicherung, mit Abstand, die bedeutendste Säule der Altersvorsorge darstellt. 

Um die Entwicklung der zukünftigen Altersvorsorgeformen näher betrachten zu 

können, werden nun im Spezifischen die Gruppen der Geburtsjahrgänge 1942-1946 

(älteste Kohorte) aus der AVID 2005 mit der Gruppe der 1957-1961 (jüngste Kohorte) 

Geborenen miteinander verglichen. Dabei soll gezeigt werden, inwieweit lediglich 

Ansprüche aus der Gesetzlichen Rentenversicherung vorliegen bzw. diese mit 

betrieblicher oder privater Altersvorsorge kombiniert werden (siehe Tab.9). 
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Tabelle 8: Die Kombination verschiedener Altersvorsorgeformen westdeutscher Frauen unterschiedlicher 
Geburtsjahrgänge in %128 

Jahrgang 

Vorsorgeform (in %) 

1942-1946 1957-1961 

nur GRV 52 31 

GRV + BAV 9 8 

GRV + PV 29 47 

GRV + BAV + PV 10 14 

Quelle: AVID 2005, Seite 146 (eigene Darstellung). 

Die Darstellung der ältesten und jüngsten Kohorte der AVID 2005 zeigt, dass zum 

einen die Gesetzliche Rentenversicherung als alleinige Altersvorsorgeform 

abgenommen hat (21 PP) und zum anderen, vor allem, die Kombinationsmöglichkeit 

aus gesetzlicher und privater Vorsorge kräftig an Zuwachs gewonnen hat (18 PP). Die 

Bedeutung der betrieblichen Altersvorsorge hat in diesem Zusammenhang etwas an 

Bedeutung verloren (weil diese meist mit einer sozialversicherungspflichtigen 

Vollzeitbeschäftigung in Verbindung auftaucht, bei Frauen ist dies jedoch weniger 

vorhanden) und die Zusammensetzung aus gesetzlicher, betrieblicher und privater 

Altersvorsorge konnte leicht an Zuwachs gewinnen. 

9.2 Die Diskussion 

Die Auswertung der Daten aus der AVID 1996, 2005 und der ASID 2007 ergaben, dass 

der derzeitige Status quo der Altersvorsorgeform schwerpunktmäßig auf die Gesetzliche 

Rentenversicherung abzielt (siehe Abb.6). Die geringfügigen Zuwächse der privaten 

Vorsorge bzw. die kaum veränderten Werte bei der betrieblichen Altersvorsorge deuten 

keinen Paradigmenwechsel hinsichtlich der Altersvorsorgefinanzierung an. Der 

Ausblick in die Zukunft, lässt jedoch keine Zweifel daran aufkommen, dass zukünftig 

Veränderungen eintreten werden. So zeigt die jüngste Geburtskohorte der AVID 2005 

deutlich, dass zukünftig Kombinationen aus gesetzlicher und vor allem privater 

Vorsorge an Bedeutung gewinnen werden. Ein Plus an 18 PP spricht eine deutliche 

Sprache (siehe Tab. 8.). Ein weiterer deutlicher Trend, der aus den Daten der 

Geburtskohorte von 1957-1962 hervorgeht, ist der Rückgang der Personen die sich 

lediglich auf die Gesetzliche Rentenversicherung beziehen. 21 PP Rückgang zeigen 
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deutlich, dass einerseits die Versicherten nicht mehr rein auf die gesetzliche 

Rentenversicherung trauen und andererseits wird daraus deutlich, dass der seit der 

Jahrtausendwende, durch die Bundesregierung, implizierte Trend zu mehr 

Eigenvorsorge bzw. privater Vorsorge Einzug gehalten hat. Auf Grund dessen, wird die 

gesetzliche Rente als alleinige Form der Alterssicherung in Zukunft nicht armutsfest 

sein.  

Kritisch ist in diesem Zusammenhang die Tatsache anzumerken, dass die Daten der 

jüngsten Geburtskohorte aus der AVID 2005 zu einem Großteil aus rein projizierten 

Daten besteht. D.h. verlässliche Zahlen diesbezüglich liegen zwar nicht vor, doch die 

vorgegebene Tendenz durch die AVID 2005 wird bestehen bleiben. Ebenso wird die 

Belegbarkeit dieser Hypothese durch andere Studien zum Teil widerlegt. So ergab die 

Postbank-Studie 2010/2011, dass sich das Vertrauen der Versicherten in die Gesetzliche 

Rentenversicherung in den letzten Jahren vergrößert hat.
129

 

Meiner Meinung nach, wird sich der vorgegebene Trend der AVID 2005 zukünftig 

bestätigen. Ursachen hierfür liegen in unterschiedlichen Bereichen. Zum einen zwingt 

die Senkung des Rentenniveaus zukünftige Neurentner dazu privat vorzusorgen, 

andererseits wird der Tenor der deutschen Sozialpolitik zu mehr Eigenverantwortung in 

der Altersvorsorge, zwar langsam, aber immer deutlicher durchgesetzt. 

Schwerpunktmäßig muss man in Zukunft darauf Acht geben, dass Mittel und 

Instrumente (z.B. Riester-Rente) so angewendet werden, dass sie auch durch die 

angesprochene Zielgruppe wahrgenommen werden. Diesbezüglich gibt es noch großen 

Handlungsbedarf, vor allem hinsichtlich bestehender Informations- und 

Verständlichkeitsdefiziten. Nichtsdestotrotz wird die Funktion der Gesetzlichen 

Rentenversicherung als Lebensstandardsicherung, durch die vergangene und 

gegenwärtige Politik, mehr als in Frage gestellt und zukünftig nicht ausreichen, um 

einen abgesicherten Lebensabend zu verbringen. 
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44 
 

10. Die Zuschussrente soll die Unstetigkeit in den weiblichen 

Erwerbsbiografien ausgleichen und dadurch vor Armut und 

Grundsicherung schützen. 

10.1 Die Auswertung 

Ausgangspunkt für die weibliche Erwerbsbiografie bildet das PRAVO-Biografiemodul 

(siehe Kap. 2.2) nach Schmähl/Viebrok et al. (2004), welches sich auf den Daten der 

AVID 1996 aufbaut und den Erwerbskarrieren der AVID 2005 sehr stark ähnelt. 

Tabelle 9 zeigt überblicksartig die Berechnungen zu den gesetzlichen Anwartschaften 

und den evtl. vorhandenen zuschussbedingten Zulagen. Folgende Annahmen werden im 

Vorfeld getroffen: 

 aktueller Rentenwert 27,47€ 

 1 Jahr Vollzeit Frauen entspricht 0,87 Entgeltpunkten 
130

  

 1 Jahr Teilzeit entspricht 0,5 Entgeltpunkten 

 Arbeitslosigkeit, geringfügige Beschäftigung und Haushaltsführung ohne Kinder 

erzielen keine Entgeltpunkte 

 Kindererziehungszeiten bedeuten max. 3 Entgeltpunkte pro Kind (entspricht 

max. 3 Jahre pro Kind) 

 Familienorientiert 3 Kinder, Erwerbsorientiert 0 Kinder, Hinzuverdienerinnen 2 

Kinder 

 Werte gerundet 

 Zusätzliche Altersvorsorge betrifft ausschließlich durchschnittliche Riester-

Rente  

 

 

 

 

 

 

                                                           
130 Anmerkung: entspricht dem Durchschnittsverdienst bei Vollzeit von Frauen lt. Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbände 
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Tabelle 9: Übersicht Biografietypen und deren Rentenanwartschaften 

Erwerbsbiografie 

Merkmal 

Familienorientierte Erwerbsorientierte Hinzuverdienerinnen 

Jahre Vollzeit 8 Jahre 28 Jahre 10 Jahre 

Jahre Teilzeit 4 Jahre 16 Jahre 12 Jahre 

Haushaltsführung: 

    -mit Kinder 

    -ohne Kinder 

 

20 Jahre 

10 Jahre 

 

/ 

/ 

 

12 Jahre 

/ 

Arbeitslos / / 3 Jahre 

Geringfügige 

Beschäftigung  

/ / 7 Jahre 

Versicherungs-

rechtliche Jahre 

42 Jahre 44 Jahre 44 Jahre 

Beitragsjahre gesamt 21 Jahre 44 Jahre 28 Jahre 

Rentenanwartschaft 

     -Vollzeit 

    -Teilzeit 

    -Kindererziehung 

 

193€ 

55€ 

247€ 

 

670€ 

220€ 

/ 

 

239€ 

179€ 

165€ 

Höhe gesetzliche 

Rente 

495€ 890€ 583€ 

Zusätzliche Vorsorge 138€ 138€ 138€ 

Zuschussrente Kein Anspruch, da 

Voraussetzungen 

nicht erfüllt 

Kein Anspruch, da 

gesetzliche Rente 

bereits zu hoch 

Kein Anspruch, da 

Zugangsvoraussetzun

gen nicht erfüllt. 

Quelle: Schmähl W., Viebrok H. et al. (2004): Private Vorsorge statt gesetzlicher Rente: wer gewinnt, wer verliert? 

Seite 56 ff. (eigene Darstellung). 

Die 3 unterschiedlichen Biografietypen westdeutscher Frauen der AVID 1996, welche 

denen der AVID 2005 sehr stark ähneln, haben keinen Anspruch auf die Zuschussrente. 

Gründe hierfür liegen zum einen, im Nichterfüllen der Zugangsvoraussetzungen und 

zum anderen in einer bereits zu hohen gesetzlichen Rente. Weiterhin erreicht lediglich 

die erwerbsorientierte Biografie eine gesetzliche Rente die über dem 

Grundsicherungsniveau liegt (derzeitig 688€). 
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10.2 Die Diskussion 

Die angeführte Hypothese ist demnach nicht vertretbar. Die 3 angeführten typischen 

westdeutschen Erwerbsverläufe spiegeln deutlich wider, dass die 

Zugangsvoraussetzungen für die Zuschussrente viel zu hoch angesetzt sind. Einzig die 

erwerbsorientierte Biografie kann die Voraussetzungen hinreichend erfüllen. Jedoch 

liegt hier die gesetzliche Rente bereits über dem Maximalbetrag. Weiterhin muss in 

diesem Zusammenhang die Tatsache betrachtet werden, inwieweit diese Biografien 

durch weitere Einkommen der Ehepartner oder Lebensgefährten aufgestockt werden 

können und so der drohenden Altersarmut entgegenzuwirken. Speziell die 

Erwerbsverläufe der Hinzuverdienerinnen und der familienorientierten Typen lassen 

schlussfolgern, in einer Ehe bzw. Lebensgemeinschaft eingebettet zu sein. 

Alleinstehenden Frauen droht in diesem Zusammenhang die Aufstockung der Rente 

durch die Grundsicherung im Alter.  

Weitere tendenzielle Entwicklungen, wie z.B. das absinken des gesetzlichen 

Rentenniveaus und die Verlagerung der Altersvorsorge zu mehr Eigenverantwortung, 

werden auch zukünftig das Risiko der Altersarmut nicht verringern. Gegenläufig 

werden sich aber auch die Erwerbsbiografien westdeutscher Frauen verändern, zum 

einen wird die Erwerbsbeteiligung steigen und die Zeiten der Kindererziehung 

zurückgehen, was sich positiv auf die Altersvorsorge auswirken wird. Andererseits wird 

sich die steigende Erwerbsbeteiligung nicht zwangsläufig in Vollzeitstellen 

niederschlagen, sondern eher im Ausbau prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Ob diese 

zur Stabilisierung der Anwartschaften beitragen ist zu bezweifeln, denn auch zukünftig 

wird das Problem der Arbeitslosigkeit bestehen. Ebenso sei anzumerken, dass selbst 

Männer (Ost und West) i.d.R. nur knapp über 35 Beitragsjahre vorweisen können.
131

  

Kritisch bei der Auseinandersetzung mit dieser Hypothese ist folgendes zu sehen: zum 

einem unterliegen die Daten der AVID 2005, auf Grund seiner umfassenden 

Ausführungen, einen zum Teil sehr hohen Verallgemeinerungsgrad. Die dargestellten 

Zahlen und Fakten sind demnach sehr differenziert zu betrachten. Zwar konnten die 

durchschnittliche Beträge verschiedener zusätzlicher Altersvorsorgezweige solide 

errechnet werden, aber fehlen Fakten in Form von: welches Vermögen steht diesen 

Personen zusätzlich zur Verfügung bzw. in welchem Ausmaß sind die dargestellten 

Erwerbsverläufe alleinstehend. Die Integration dieser Faktoren konnte leider nicht 

                                                           
131

 Vgl. AVID, (2005), o.O., S. 217. 
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vorgenommen werden, da dementsprechende Daten nicht zur Verfügung standen. 

Ebenso bilden die Geburtsjahrgänge der AVID 2005 nicht die optimalste Stichprobe für 

die Zuschussrente, da ein Großteil dieser Alterskohorten bereits Rente bezieht bzw. kurz 

vor der Rente steht und die Erwerbsverläufe zu einem großen Teil projiziert werden.  

Meiner Meinung nach, ist die Zuschussrente kein geeignetes Instrument Frauen vor 

Altersarmut und der Grundsicherung zu schützen. Einerseits stellen die 

Zugangsvoraussetzungen zu hohe Hürden für die Frauen dar, andererseits stellt die 

Gruppe an Frauen die diese Bestimmungen erreichen, kein erhöhtes Risiko für 

Altersarmut dar. Denn die derzeitigen und zukünftigen Entwicklungen, wie z.B. das 

weitere absinken des Rentenniveaus, der Singularisierungstrend der älteren Haushalte 

und die zum Teil Hohe Arbeitslosigkeit, lässt ferner Rentner schneller an Armut leiden. 

Zwar wurde durch den Regierungsdialog Rente die richtige Diagnose gestellt, aber 

leider fehlt es an effektiven und effizienten Therapiemöglichkeiten. 

11. Die Höhe der Rente als Abbild der Erwerbsbiografie diskriminiert 

gesellschaftlich erwünschte Aktivitäten wie Kindererziehung und 

Pflege von Angehörigen, da die vornehmlich von Frauen durchgeführt 

werden. 

11.1 Die Auswertung 

Wie bereits erwähnt (Kapitel 3.4) nehmen Frauen durchschnittlich viel längere Zeiten 

für Kindererziehung und Pflege von Angehörigen in Anspruch. Demnach werden ca. 5 

Jahre für Pflege und in etwa 10 Jahre für Kindererziehung genutzt. Auf Grundlage 

dieser Tatsache ist zu überlegen, inwiefern diese Zeiten dazu beitragen die 

Rentenanwartschaften der Frauen  zu erhöhen bzw. zu minimieren.  

a) Kindererziehungszeiten 

Auch hierzu wird durch die Ergebnisse der AVID 2005 eine klare Stellung bezogen. 

Zwischen der Anzahl der Nichterwerbsjahre durch Kindererziehung und den GRV-

Anwartschaften besteht eine negative Korrelation, d.h. je mehr Jahre für die 

Haushaltsführung mit Kindern aufgebracht wurden umso geringer sind die gesetzlichen 

Alterseinkommen (siehe Abb.8). 
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Abildung.8: Die Höhe der gesetzlichen Rente nach Jahren der Haushaltsführung in € (Daten AVID 2005, eigene 
Darstellung). 

Ausgehend von weniger als vier Jahren Haushaltsführung mit Kindern unter 18 Jahren, 

entsprechen die gesetzlichen Renten in etwa dem zuschussbedingten Maximalbetrag 

von 850€. Ab diesem Punkt sinken die Renten durch diese Nichterwerbszeit stark ab, 

nach bereits 15 Jahren erreicht man lediglich noch 50% des Höchstwertes. Nach ca. 25 

Jahren Haushaltsführung mit Kindern unter 18 Jahren ist man am tiefsten Punkt 

angekommen. Dort erreicht der Gesetzliche Rentenversicherungsbetrag lediglich 300€. 

b) Pflegezeiten 

Einen klaren Standpunkt liefert die AVID 2005 auch hinsichtlich dieser Hypothese. Wie 

bereits bei den Kindererziehungszeiten korrelieren auch die Anzahl der Pflegejahre 

negativ mit dem ausgezahlten GRV-Betrag (siehe Abb. 7). Im Vergleich mit den 

Kindererziehungszeiten wird jedoch deutlich, dass die Zeiten der Pflege von 

Angehörigen oder Kindern viel kürzer auftreten. 
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Abbildung 9: Höhe der gesetzlichen Rente nach Jahren der Pflege (Daten AVID 2005, eigene Darstellung). 

Wie bereits erwähnt, sind Nichterwerbszeiten durch Pflege durchschnittlich auf ca. fünf 

Jahre begrenzt. Grundsätzlich wird auch hier deutlich, je länger die Pflegezeit andauert 

umso geringer fallen die GRV-Beträge aus. Jedoch muss darauf hingewiesen werden, 

dass die Abschläge aus den Pflegezeiten geringer ausfallen, als wie bei den 

Kindererziehungszeiten. Verringern sich die GRV-Beträge in den ersten vier 

Pflegejahren relativ wenig (von ca. 620€ auf 590€), sinkt der Betrag zwischen dem 

fünften und zehnten Jahr am weitesten nach unten (ca. 490€). Wobei Pflegezeiten 

oberhalb von zehn Jahren zu den absoluten Ausnahmen gehören. 

11.2 Die Diskussion 

Die kritische Auseinandersetzung mit der aufgestellten Hypothese liefert nicht 

zweifelsfrei dieses eindeutige Bild, wie es durch die AVID-Daten (2005) 

wiedergegeben wurde. Die Darstellung der Kindererziehungszeiten bzw. Pflegezeiten in 

Jahren und die daraus resultierenden GRV-Beträge, sollten einer weiteren 

Differenzierung folgen. Fachinger (2008) legt nahe, diese in Frauen zu unterteilen, 

welche unterdurchschnittlich verdienen und über dem Durchschnitt verdienen. 

Demnach bestehen für Frauen aus diesen Gruppen unterschiedliche Anreize, 

Kindererziehungs- bzw. Pflegezeiten in Anspruch zu nehmen. Aus dieser Überlegung 

geht hervor, dass speziell vollzeittätige Geringverdiener ihre Erwerbstätigkeit durch die 

genannten Nichterwerbszeiten unterbrechen werden, da Sie durch diese Unterbrechung 

höhere Rentenanwartschaften erreichen können. Für Vollzeittätige, die ein Einkommen 
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über dem Durchschnitt erhalten, stellen diese Phasen des Lebens Verringerungen der 

gesetzlichen Altersvorsorge dar.
132

 

Die AVID-Daten liefern demnach zwar wichtige Erkenntnisse hinsichtlich der 

Auswirkung von Nichterwerbszeiten, auf Grund der zu geringen Differenzierung lässt 

sich diesbezüglich aber kein allgemeingültiges Bild darstellen. Deshalb kann eine 

Bestätigung bzw. Widerlegung der These nicht generalistisch getroffen werden, sondern 

muss die jeweiligen Umstände der Erwerbssituation mit berücksichtigen.  

Weiterhin sollte nicht außer Acht gelassen werden, dass einerseits die Anrechnung von 

Nichterwerbszeiten in Form von Pflege und Kindererziehung grundsätzlich notwendig 

ist, aber andererseits der Berufseinstieg für Frauen nach solchen Zeiten sich als sehr 

schwierig darstellen. Meist können Wiedereinsteiger nicht die ausgeübten Positionen 

einnehmen, die sie vor Kindererziehung oder Pflege inne hatte. Korrespondierend gehen 

in diesem Zusammenhang ebenso Gehaltseinbußen und Arbeitszeitminderungen einher.  

Meiner Meinung nach, stellen Nichterwerbszeiten in Form von Kindererziehung und 

Pflege wichtige Einschnitte in das Leben einer Frau dar. Die Honorierung dieser Zeiten 

durch entsprechende Entgeltpunkte bleibt ohne Diskussion. Wichtig ist in diesem 

Zusammenhang zu nennen, sich nicht ausschließlich auf die direkte Phase der 

Nichterwerbszeit zu beschränken, sondern weitläufigere Maßnahmen zu entwickeln die 

darüber hinaus den Berufseinstieg nach einer solchen Phase erleichtern. Die zukünftigen 

Entwicklungen, die eine Verringerung der Kindererziehungszeiten vorsieht, werden 

dazu beitragen Frauen wieder schneller in das Berufsleben aktiv zu integrieren. 

12. Die Zuschussrente soll die Bereitschaft zur Aufnahme einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erhöhen, daraus ergeben 

sich höhere Altersvorsorgeanwartschaften für die Betroffenen. 

12.1 Die Auswertung 

Der Ausgangspunkt für die Darstellung, inwieweit die Zuschussrente die Bereitschaft 

zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erhöht, ist die 

Analyse verschiedener Entgeltpunktgruppen. Dabei geht man von einer Person aus, die 

bereits 35 Pflichtbeitragsjahre errungen hat. Aus diesen Vorüberlegungen wird nun 
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geprüft, ob für diese Person Anreize bestehen in ein Teilzeitverhältnis überzugehen 

bzw. die Vollzeittätigkeit angestrebt wird. Betrachtet werden diese Entgeltpunktgruppen 

aus einer reinen ökonomischen Perspektive (d.h. nur die Nutzenmaximierung steht im 

Vordergrund). 

Gruppe bis 15,5 Entgeltpunkte gesamt (bzw. 0,44 EP jährlich): 

Diese Personengruppe bis zur Grenze von 15,5 Entgeltpunkten hat die Bestrebung die 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auszuweiten, da eine Ausweitung des 

Beschäftigungsverhältnisses höhere Rentenanwartschaften mit sich bringt. Folgende 

Rechenbeispiele verdeutlichen dies:
133

 

a) Person 1; 8 EP gesamt (entspricht 0,23 EP jährlich), aktueller Rentenwert 27,47€ 

gesetzliche Rente: 8 * 27,47 = 220€ 

Zuschussrente: 0,23 * 35 = 8 EP 

8 * 27,47 = 220€ 

220 + 220 = 440€ 

Die Gesamtrente beträgt 440€ (220€ gesetzliche Rente, 220€ Zuschussrente). 

Diese Person konnte die gesetzliche Rente durch die Zuschussrente verdoppeln. 

 

b) Person 2; 15,5 EP gesamt (entspricht 0,44 EP jährlich), aktueller Rentenwert 27,47€ 

gesetzliche Rente: 15,5 * 27,47 = 425€ 

Zuschussrente: 0,44 * 35 = 15,5 EP 

15,5 * 27,47 = 425€ 

425 + 425 = 850€ 

Die Gesamtrente beträgt 850€ (425€ gesetzliche Rente, 425€ Zuschussrente) und 

erreicht somit den Maximalbetrag. 

Diese Person konnte die gesetzliche Rente durch die Zuschussrente verdoppeln. 

Diese Berechnungen verdeutlichen, dass bis zur Grenze von 15,5 Entgeltpunkten die 

gesetzliche Rente durch die Zuschussrente auf den Maximalertrag von 200% erhöht 

werden kann. Rein ökonomisch betrachtet werden Personen, die in diesem 

Entgeltpunktbereich tätig sind, versuchen ihre Anzahl an Entgeltpunkten auf diese 

maximale Anzahl zu erhöhen. 
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Gruppe zwischen 15,5 EP und 31 EP gesamt (bzw. zwischen 0,45-0,89 EP jährlich): 

Innerhalb dieser Gruppe entfällt die Bereitschaft das Arbeitszeitvolumen auszudehnen. 

Denn eine Erhöhung der Arbeitszeit führt in diesem Intervall nicht zu höheren 

Rentenansprüchen. An folgenden Beispielen soll dies verdeutlicht werden. 

a) Person 1; 18 EP gesamt (entspricht 0,51 EP jährlich), aktueller Rentenwert 27,47€ 

gesetzliche Rente: 18 * 27,47 = 495€ 

Zuschussrente: Verdopplung der 0,51 EP jährlich nicht möglich, da > 1EP, deshalb 1 – 

0,51 = 0,49 EP durch Zuschuss, aber 0,49 * 35 = 17 EP, entspricht insgesamt 35 EP 

(max. 31 EP), deshalb 31 – 18 = 13 EP 

 maximal 13 zuschussbedingte EP sind möglich 

13 * 27,47 = 357€ 

Gesamtrente = 495 + 357 = 852€ (495€ gesetzliche Rente, 357€ Zuschussrente) 

 

b) Person 2; 25 EP gesamt (entspricht 0,71 EP jährlich), aktueller Rentenwert 27,47€ 

gesetzliche Rente: 25 * 27,47 = 687€ 

Zuschussrente: Verdopplung der 0,71 EP jährlich nicht möglich, da > 1EP, deshalb 1 – 

0,71 = 0,29 EP durch Zuschuss, aber 0,29 * 35 = 10 EP, entspricht insgesamt 35 EP 

(max. 31 EP), deshalb 31 – 25 = 6 EP 

 maximal 6 zuschussbedingte EP sind möglich 

6 * 27,47 = 165€ 

Gesamtrente = 687 + 165 = 852€ (gesetzliche Rente 687€, Zuschussrente 165€) 

Ausgehend von diesen Berechnungen, werden Personen die in diesem 

Entgeltpunktbereichen arbeiten sogar versuchen, aus ökonomischer Sicht betrachtet, die 

Arbeitszeit zu verringern. Denn unabhängig davon, ob Personen 35 Pflichtbeitragsjahre 

geleistet haben oder mehr, wird sich ihr Rentenanspruch im Alter nicht verändern. 

Gruppe ab 31 EP gesamt (bzw. 0,89 EP jährlich): 

Ab dieser Gruppe entfällt der Zuschussrentenanspruch, d.h. ab sofort zählt wieder die 

charakteristische Teilhabeäquivalenz der Gesetzlichen Rentenversicherung. Personen 

die in diesem Intervall arbeiten, werden durch Ausweitung des Arbeitsverhältnisses 

zusätzliche Entgeltpunkte erwerben und somit die Rentenansprüche erhöhen. 
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12.2 Die Diskussion 

Die Auseinandersetzung mit der angeführten These, liefert auch in diesem Fall keine 

zweifelsfreien Resultate. Stellt man einzig ökonomische Überlegungen in den 

Vordergrund, hat die Zuschussrente sowohl Einfluss auf die Ausweitung des 

Arbeitsangebotes als auch die Einschränkung. Negativ wirkt sich in diesem 

Zusammenhang die Tatsache aus, dass die absolute Mehrheit der 

Zuschussrentenbezieher aus der zweiten analysierten Gruppe hervorgeht. 

Charakteristisch für diese Gruppe war, die Verringerung des Arbeitsangebotes, da 

zusätzlich erworbene Entgeltpunkte in diesem Bereich keine erhöhten 

Altersvorsorgeanwartschaften implizierten. Besonders deutlich wird dies an den beiden 

Rechenbeispielen (Kap. 12.1). Ob eine Person „nur“ 35 Beitragsjahre erbracht hat oder 

45 spielt in diesem Intervall keine Rolle, da die Maximalhöhe der Rente 850€ beträgt. 

Ein weiterer negativer Punkt, rein ökonomisch betrachtet, liegt darin, dass Personen die 

die 35 Beitragsjahre nicht mehr erreichen können ebenso ihre Arbeit einstellen oder 

verringern könnten. Da sie die Zuschussrente nicht mehr erreichen können und dadurch 

durch die Grundsicherung im Alter abgesichert wären. Fest steht deshalb, eine 

Ausweitung der Arbeit macht aus dieser Sichtweise nur für die erste Gruppe Sinn. Die 

zweite Gruppe kann durch eine Ausweitung der Arbeit keine höheren 

Rentenanwartschaften erzielen. 

Kritikwürdig ist im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung der Hypothese zu 

sagen, dass diese sich ausschließlich auf den ökonomischen Aspekt beschränkt. D.h. die 

potenziellen Empfänger der Zuschussrente werden als absolut rationelle und kühl 

kalkulierende Personen dargestellt, denen jegliche emotionale, soziale und 

gesellschaftliche Anreize von Arbeit abgeschrieben werden. Zwar würde die 

Verringerung des Arbeitsangebotes, rein ökonomisch betrachtet, durchaus sinnvoll sein, 

aber die sozialen, emotionalen und gesellschaftlichen Funktionen von Arbeit stellen 

ebenso wichtige Aspekte eines zufriedenen Lebens dar. Deswegen stellt die 

ökonomische Perspektive zwar eine, nicht unwichtige, Sichtweise dar, aber um eine 

umfassendere Aussage über die Fähigkeit der Zuschussrente diesbezüglich zu erhalten, 

müssen weitere Blickwinkel in Betracht gezogen werden. 

Meiner Meinung nach, stellt die Zuschussrente in erster Linie kein geeignetes 

Instrument dar, dass zwangsläufig die Rentenanwartschaften erhöht. Gerade Frauen mit 

sehr wenigen Entgeltpunkten, können durch die Zuschussrente ihre gesetzliche Rente 
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mitunter nur geringfügig erhöhen (siehe Kap. 12.1 Gruppe 1). Dementsprechend kann 

nicht davon ausgegangen werden, dass die Zuschussrente die Anwartschaften im Alter 

über das Grundsicherungsniveau steigen lässt. Ebenso negativ ist meiner Meinung nach 

die Tatsache, dass die wohl größte Gruppe von potenziellen Zuschussrentenbeziehern 

ihre sozialversicherungspflichtige Tätigkeit einschränken könnte (nach Erreichen der 35 

Beitragsjahre), da weitere Arbeitszeit keine zwangsläufige Erhöhung der Rente 

impliziert. Deswegen müssen vor allem hier Anreize und Mechanismen erschaffen 

werden die diesbezüglich gegensteuern. 

13. Die Zusammenfassung der Ergebnisse und die Diskussion 

Die Analyse und die Auswertung der aufgeführten Hypothesen und Fragestellungen 

bezüglich der Zuschussrente, stellen dieser kein gutes Zeugnis aus. Zunächst stellen die 

Zugangsvoraussetzungen, in zweierlei Hinsicht, Barrieren dar die die dafür vorgesehene 

Personengruppe stark einschränkt. Die Orientierung an einem historisch gewachsenen 

Element, wie den Standardrentner, spiegelt keine gegenwärtige arbeitsmarktrelevante 

Entwicklung wider. Dementsprechend wird die Funktionsweise der Zuschussrente stark 

von den unmittelbaren und mittelbaren Tendenzen auf den Arbeitsmarkt abhängig sein. 

Die Entwicklung der Altersvorsorgeformen spricht dagegen jedoch eine deutlichere 

Sprache. Der vorgegebene Weg der Politik zu mehr Eigenverantwortung wird auch 

durch die Zuschussrente unterstützt. Die Kopplung der Leistung der Zuschussrente an 

eine zusätzliche Altersvorsorge zeigt, dass zukünftige Generationen nicht mehr allein 

auf die Gesetzliche Rentenversicherung bauen können.  

Die Zuschussrente als Instrument zur Vermeidung von Frauenaltersarmut und 

Aufwertung derer Erwerbsbiographien, muss ebenso kritisch hinterfragt werden. Die 

hier aufgezeigten typischen Erwerbsverläufe westdeutscher Frauen (1942-1961) aus den 

gesammelten Daten der AVID 1996 zeigten, dass keine der Erwerbskarrieren den 

Ansprüchen der Zuschussrente nahe kam. Aus diesem Grund stellt sie gegenwärtig kein 

geeignetes Instrument zur Vermeidung von Frauenaltersarmut dar. Jedoch muss darauf 

hingewiesen werden, dass sich die zukünftigen Erwerbsbiographien, hin zu mehr 

sozialversicherungspflichtiger Erwerbsarbeit, verändern werden. Im gleichem Atemzug 

sollte aber auch die zukünftige Steigung der Arbeitslosigkeit erwähnt werden. 
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Die Akzeptanz sozial und gesellschaftlich erwünschter Tätigkeiten, wie 

Kindererziehung oder Pflege von Angehörigen wird durch die Zuschussrente 

grundsätzlich berücksichtigt. Ebenso muss aber erwähnt werden, dass diese 

Berücksichtigung für Frauen unterschiedlich ausfällt. Allgemeingültig ist jedoch, mit 

zunehmender Dauer der Kindererziehungs- bzw. Pflegejahre sinken die Anwartschaften 

für die gesetzliche Rente, deshalb stellen diese Elemente nur zeitlich begrenzt Vorteile 

für bestimmte Frauenkreise dar. 

Abschließend wurde der angeführte positive Zusatzeffekt der Zuschussrente, 

hinsichtlich der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, 

untersucht. Diesbezüglich ergab sich, aus rein ökonomischer Betrachtung, für die wohl 

größte potenzielle Gruppe an Beziehern ein gegensätzliches Bild. Charakteristisch für 

diese Gruppe war eher eine Reduzierung des Arbeitsvolumens als eine Ausweitung. 

Diesbezüglich konnte die Zuschussrente, aus ökonomischer Sicht, auch kein 

entsprechendes Bild abliefern. 

Im Folgenden werden noch die kritikwürdigen Ansatzpunkte an die AVID 2005 kurz 

zusammengefasst: Zunächst stellt eine Vielzahl von Informationen in der AVID 2005 

projizierte Daten dar. D.h. diese Fakten beruhen auf zum Teil gegenwärtigen 

Annahamen, die aber nicht zwangsläufig zukünftig auftreten müssen. Dementsprechend 

gilt für die angeführten Darlegungen keine grundsätzliche Allgemeingültigkeit. Ebenso 

bilden die Berechnungen der Rentenansprüche, durch den aktuellen Rentenwert, keine 

grundsolide Basis dar, weil zukünftig von einem absinken des Rentenniveaus 

auszugehen ist. Die Verfasser der AVID 2005 weisen weiterhin daraufhin, dass 

einerseits die Genauigkeit der Angaben durch die Versicherten z.B. hinsichtlich der 

eigenen Vermögenssituation, zum Teil nur geschätzt wurde und andererseits die 

Einkünfte aus privaten Vorsorgeformen unterschätzt wurden. Nichtsdestotrotz bildet die 

AVID 2005, auf Grund ihrer Festlegung biographische Entwicklungen von Versicherten 

mit deren Alterseinkommen zu untersuchen, eine valide Quelle um Auswertungen 

diesbezüglich vorzunehmen.     

V Fazit 

Die im Regierungsdialog Rente verankerte Zuschussrente, soll zukünftig Menschen die 

ein Leben lang gearbeitet haben und nebenbei privat vorgesorgt haben, Schutz vor 

Armut im Alter bieten. Auf diese Weise soll langjährige Erwerbstätigkeit bzw. 
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gesellschaftliches Engagement in Form von familiären Pflichten honoriert werden.  

Besonders betont wurde der Aspekt, zukünftig, vor allem ältere Frauen vor dem Gang 

zum Sozialamt zu schützen. Die in diesem Zusammenhang untersuchte Problematik 

stellte jedoch kein befriedigendes Ergebnis dar und ist zu eng gefasst. Ursachen für das 

Nichterfüllen angesprochener Aufgaben, liegen exemplarisch in den 

Erwerbsbiographien westdeutscher Frauen (1942-1961) die korrespondierend mit den 

zu hohen Zugangsvoraussetzungen für die Zuschussrente einhergehen. Aus diesem 

Grund sind armutsvermeidende Maßnahmen zwar angebracht, auf Grund 

demografischer und sozialpolitischer Tendenzen, aber die Zuschussrente ist nicht in der 

Lage die typischen Erwerbsbiographien von westdeutschen Frauen aufzuwerten. Denn 

der von ihr erfasste Personenkreis stellt nur einen geringfügigen Teil an Personen dar, 

die zukünftig von Armut bedroht sein können. Die Frauen, die 35 Beitragsjahre bzw. 45 

rentenanrechnungspflichtige Jahre vorweisen können, sind einerseits mit bereits zu 

hohen gesetzlichen Rentenanwartschaften ausgestattet, dass sie keine Zuschussrente 

beantragen können, oder ihre Ansprüche an die Gesetzliche Rentenversicherung sind so 

gering, dass die Aufstockung durch die Zuschussrente trotzdem zu keinem Einkommen 

führt, welches oberhalb der Grundsicherung liegt. Als weiterhin problematisch erweisen 

sich die ab 2047 geltenden Regelungen zur privaten Vorsorge, demnach erhalten nur 

dann potenzielle Versicherte die Zuschussrente, die 35 Jahre zusätzliche Altersvorsorge, 

in Form einer privaten Zusatzleistung, vorweisen können. Auf Grund dessen stellt nicht 

nur die Voraussetzung in Form von 35 Beitragsjahren ein Ausschlusskriterium dar, 

sonder auch die Regelungen zur ergänzenden Altersvorsorge sieben den Personenkreis 

weiter aus. 

Die Auswertungen und die Ergebnisse dieser Arbeit weisen außerdem darauf hin, dass 

die zukünftigen Bestrebungen westdeutscher Frauen darin liegen sollten, einen Ausbau 

der privaten Altersvorsorge voranzutreiben. Als ebenso problematisch erweist sich die 

Zuschussrente, bezüglich der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung. Zwar wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zuschussrente 

unter anderem die Bereitschaft zur Aufnahme einer Beschäftigung erhöhen soll, doch 

zeigt die ökonomische Betrachtung dieser Aussage ein zum Teil gegenläufiges 

Ergebnis. Ein weiterer problematischer Punkt liegt in der Nivellierung der 

Zuschussrente. So können Fälle auftreten, in denen Versicherte ihr Leben lang höhere 

Beiträge als andere Versicherte geleistet haben, aber trotzdem keine höhere Rente 
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erhalten. Diese Sichtweise könnte die Akzeptanz der Gesetzlichen Rentenversicherung 

nachhaltig beeinflussen. 

Alles in allem zeigt die Zuschussrente, bezüglich ihrer ausgewiesenen 

Aufgabenstellung, Defizite auf. Als größtes Manko erweisen sich diesbezüglich die zu 

hohen Zugangsvoraussetzungen, die nicht an gegenwärtige Erwerbsbiographien 

geknüpft sind. Die weiteren analysierten Untersuchungspunkte zeigen ebenfalls, zum 

Teil, erhebliche Schwächen auf. Die Honorierung von gesellschaftlich erwünschten 

Tätigkeiten wird durch die Zuschussrente zwar berücksichtigt, jedoch werden auch in 

diesem Punkt nicht alle Frauen gleich behandelt. Die sog. Intragender-Diskriminerung 

spiegelt sich diesbezüglich, zwischen überdurchschnittlich verdienenden Frauen und 

unterdurchschnittlich verdienenden Frauen, wider. Die Darstellung der Zuschussrente 

als Instrument, welches die Bereitschaft zur privaten Vorsorge und zur Aufnahme einer 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erhöht, konnte nicht zweifelsfrei belegt 

werden. Zwar wird in Zukunft die private Altersvorsorge an Bedeutung gewinnen, auf 

Grund des geringeren Rentenniveaus, die Erhöhung der Bereitschaft zur Aufnahme 

einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung kann durch die Zuschussrente 

jedoch nicht immer gewährleistet werden. 

Die Zuschussrente, als Mittel zukünftig langjährig Versicherte vor Altersarmut zu 

schützen ist zweifelsfrei ein gesellschaftlich erwünschter Ansatz. Die in der 

vorliegenden Arbeit aufgegriffenen Hypothesen und Fragestellungen zeigen jedoch, 

dass die an ihr geknüpften Regelungen und Bedingungen nur schwer zu erreichen sind. 

Zwar wird die von der Sozialpolitik eingeschlagene Route, die Verringerung der 

gesetzlichen Rentenversicherungsleistungen und mehr Eigenverantwortung in der 

Altersvorsorge, zukünftig dazu führen, dass der Stellenwert der privaten Vorsorge 

steigen wird und somit die Tendenz zu Erfüllung der Voraussetzungen für die 

Zuschussrente steigen werden. Jedoch reicht eben diese private Vorsorge allein nicht 

aus, um von der Zuschussrente Gebrauch machen zu können. Alternativ zur 

Zuschussrente, stehen die Überlegungen zur Bonusrente und zur Grundrente. Einer 

Auseinandersetzung mit diesen beiden Optionen kann an dieser Stelle nicht Folge 

geleistet werden. Jedoch zeigen die Strukturen der Zuschussrente deutlich, dass 

Handlungsbedarf vor allem hinsichtlich der Zugangsvoraussetzungen und der 

Nivellierung besteht. Dementsprechend bildet die im Regierungsdialog Rente 
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implizierte Zuschussrente zurzeit keine adäquate Möglichkeit, für westdeutsche Frauen 

der Geburtsjahrgänge 1942-1961, vor Altersarmut geschützt zu werden.  
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